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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Verwaltungsvorschrift
des Ministeriums des Innern iiber die

Ernennung, Zurruhesetzung und Entlassung der
Beamtinnen und Beamten des Landes Brandenburg

sowie den Wechsel in den Dienst des Landes

(VV EZEW)

Vom 23. Marz 2012

Auf Grund des § 132 des Landesbeamtengesetzes (LBG) vom
3. April 2009 (GVBI.1S. 26) in Verbindung mit § 5 Absatz 2 der
Ernennungsverordnung (ErnennV) vom 1. August 2004 (GVBI. II
S. 742) erlédsst das Ministerium des Innern folgende Verwal-
tungsvorschrift:

2.1

2.1.1

Geltungsbereich

Diese Verwaltungsvorschrift gilt fiir die Beamtinnen
und Beamten des Landes Brandenburg sowie der der
Aufsicht des Landes unterstehenden Korperschaften,
Anstalten und Stiftungen des offentlichen Rechts. Sie
gilt nicht fiir Gemeinden, Gemeindeverbande und deren
Einrichtungen, Anstalten und Stiftungen. Auf Ehren-
beamtinnen und Ehrenbeamte (§ 5 Absatz 1 des Beam-
tenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 [BGBL. I S. 1010]
- BeamtStG - in Verbindung mit § 119 LBG) findet die
Vorschrift entsprechende Anwendung.

Ernennungsurkunden
Anlésse (§ 8 Absatz 1 BeamtStG, § 4 Absatz 3 LBG)

Eine Ernennungsurkunde nach dem jeweiligen Muster
der Anlage ist zu erteilen,

a) wenn nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 BeamtStG

aa) das Beamtenverhiltnis erstmalig begriindet
wird (Muster 1),

bb) in Verbindung mit § 29 Absatz 2 und 3, § 30
Absatz 3 oder § 31 Absatz 3 BeamtStG das
Beamtenverhiltnis erneut begriindet wird (Mus-
ter la),

b) wenn nach § 8 Absatz 1 Nummer 2 BeamtStG das
bestehende Beamtenverhéltnis in ein solches ande-
rer Art umgewandelt wird (Muster 2),

¢) wennnach § 8 Absatz 1 Nummer 3 BeamtStG

aa) ein anderes Amt mit anderem Grundgehalt
(Muster 3),

2.2

221

bb) ein anderes Amt mit anderem Grundgehalt, das
mehreren Besoldungsgruppen zugeordnet ist
(Muster 3a),

cc) ein anderes Amt mit anderem Grundgehalt unter
Beibehaltung der Amtsbezeichnung (Muster 3b),

dd) ein anderes Amt, welches derselben oder einer
anderen Besoldungsgruppe zugeordnet ist, mit
gleicher Amtsbezeichnung und Gewéhrung einer
Amtszulage (Muster 3c),

verliehen wird,

d) wenn nach § 4 Absatz 3 LBG ein anderes Amt mit
anderer Amtsbezeichnung beim Wechsel der Lauf-
bahngruppe (Muster 3) verlichen wird,

e) wenn sich in den Fillen von Buchstabe b gleichzei-
tig die Amtsbezeichnung dndert (Muster 4),

f) wenn nach § 120 LBG ein Amt mit leitender Funk-
tion

aa) unter Berufung in das Beamtenverhiltnis auf
Probe (Muster 5),

bb) mit dem erfolgreichen Abschluss der Probezeit
im Beamtenverhéltnis auf Lebenszeit (Muster 6)

verlichen wird.

Fillt im Ausnahmefall ein Fall nach Nummer 2.1.1
Buchstabe e mit einem Fall nach Buchstabe ¢ zusammen
(Umwandlung in ein Beamtenverhiltnis anderer Art bei
gleichzeitiger Verleihung eines anderen Amtes mit
anderem Grundgehalt), ist das Muster 4 unter Bertick-
sichtigung der Ausfiihrungen unter Nummer 2.2.7 ent-
sprechend den Vorgaben der Muster 3 bis 3¢ zu modifi-
zieren.

Sofern in den Féllen des § 120 Absatz 1 Satz 5 LBG eine
Ubertragung des Amtes unmittelbar im Beamtenverhilt-
nis auf Lebenszeit vorgenommen werden kann oder ein
Wechsel aus einem Amt der Besoldungsordnung C
heraus in ein Amt der Besoldungsordnung W unter
Inanspruchnahme der besoldungsrechtlich dafiir vorge-
sehenen Ubergangsregelung erfolgen soll, ist je nach
dem vorliegenden Einzelfall Muster 3, 3a, 3b oder 3¢ zu
verwenden.

Inhalt

Die zwingenden Bestandteile der Ernennungsurkunden
ergeben sich aus § 8 Absatz 2 BeamtStG. Der Wortlaut
ist den beigefiigten Mustern zu entnehmen. Entspricht
die Urkunde nicht der in § 8 Absatz 2 BeamtStG vor-
geschriebenen Form, ist die Ernennung nichtig (§ 11
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Absatz 1 Nummer 1 BeamtStG). Sie kann jedoch unter
den Voraussetzungen des § 11 Absatz 2 Nummer 1
BeamtStG fiir Fehler nach § 8 Absatz 2 Nummer 1 und 2
BeamtStG geheilt werden mit dem Ergebnis, dass die
Ernennung von Anfang an als wirksam anzusehen ist.
Fehler nach § 8 Absatz 2 Nummer 3 BeamtStG kénnen
nicht geheilt werden.

Soll die Ernennung zu einem spéteren Zeitpunkt als dem
Tag der Aushidndigung der Urkunde wirksam werden
(§ 4 Absatz 4 Satz 1 LBQ), sind in der Urkunde nach
dem Namen die Worter ,,mit Wirkung vom ...” und der
Zeitpunkt einzusetzen.

Bei der Begriindung eines Beamtenverhiltnisses auf
Zeit (§ 4 Absatz 2 Buchstabe a BeamtStG) erfolgt die
Angabe der Zeitdauer der Berufung im Sinne des § 8
Absatz 2 Nummer 1 BeamtStG durch den Passus ,,fiir
die Dauer von ... Jahren“ nach der Zeile mit der Angabe
des zu begriindenden Beamtenverhiltnisses.

Bei der Begriindung eines Beamtenverhéltnisses auf
Probe (§ 4 Absatz 3 Buchstabe a BeamtStG sowie § 4
Absatz 3 Buchstabe b BeamtStG in Verbindung mit
§ 120 LBG) sind Angaben zur Dauer der Probezeit nicht
in die Urkunde aufzunehmen, sondern - unter Beriick-
sichtigung von Kiirzungs- und Anrechnungsmoglich-
keiten - einzelfallbezogen durch Verwaltungsakt
gesondert festzusetzen.

Bei der Umwandlung eines Beamtenverhiltnisses in ein
solches anderer Art nach § 8 Absatz 1 Nummer 2
BeamtStG, bei der die Angabe der die Art bestimmen-
den Worter erforderlich ist (§ 8 Absatz 2 Nummer 2
BeamtStG), soll die Formulierung ,,unter Berufung in
das Beamtenverhiltnis“ nicht in der Urkunde enthalten
sein.

Ist auf Grund gesetzlicher Vorschriften das Fortbestehen
eines bisherigen Beamtenverhéltnisses nach branden-
burgischem Landesrecht bestimmt (zum Beispiel
§ 120 LBG), ist die Tatsache des Fortbestehens in der
Urkunde anzugeben. Ist die Fortdauer des bisherigen
Beamtenverhiltnisses durch Einzelfallentscheidung des
bisherigen Dienstherrn angeordnet (§ 22 Absatz 2
Satz 1, 1. Alternative BeamtStG), soll dies nicht in der
Urkunde angegeben werden.

Bei der Verwendung von Amts- und Dienstbezeichnun-
gen ist Folgendes zu beachten:

In der Urkunde ist die Amts- oder Dienstbezeichnung
einzusetzen, die in den Besoldungsordnungen oder in
sonstigen Vorschriften fiir das zu verleihende Amt oder
fiir die zu tibertragende Tétigkeit vorgesehen ist. Befin-
det sich die oder der zu Ernennende bereits in einem
Beamtenverhiltnis und wird durch die Ernennung eine
andere Amts- oder Dienstbezeichnung verliehen, so ist
auch die bisherige anzugeben. Ist ein Beamtenverhiltnis
noch nicht begriindet worden, wird lediglich die Anrede
,Frau” oder ,,Herr” verwendet. Sofern bei einer Beru-

fung in das Beamtenverhaltnis die oder der zu Ernen-
nende berechtigt ist, eine frilhere Amts-, Dienst- oder
Dienstgradbezeichnung mit einem Zusatz weiterzufiih-
ren, kann auch diese angefiihrt werden.

2.2.7.2 Wird ein Amt mit einer Amtsbezeichnung verliehen, die

2273

2.2.8

3.1.1

mehreren Besoldungsgruppen zugeordnet ist (zum Bei-
spiel Ministerialritin/Ministerialrat, Polizeihauptkom-
missarin/Polizeihauptkommissar), ist in der Urkunde
nach der Angabe der Amtsbezeichnung in einer neuen
Zeile die Angabe ,,in der Besoldungsgruppe ...« einzu-
setzen; dies gilt auch, wenn das Amt mit der niedrigsten
zugeordneten Besoldungsgruppe verlichen wird.
Abweichend von Nummer 2.2.7.1 ist die bisherige
Amtsbezeichnung nicht anzugeben, wenn die bisherige
Amtsbezeichnung mit der neuen Amtsbezeichnung
gleichlautend ist.

Wird ein Amt mit Amtszulage aus einem Amt mit gleich-
lautender Amtsbezeichnung heraus verliechen (Nummer 2.1
Buchstabe ¢ Doppelbuchstabe dd), ist in der Urkunde
nach der Angabe der Amtsbezeichnung und der Angabe
der Besoldungsgruppe entsprechend Nummer 2.2.7.2 in
einer weiteren Zeile die Angabe ,,mit Amtszulage® ein-
zusetzen. Abweichend von Nummer 2.2.7.1 ist in diesen
Fillen die bisherige gleichlautende Amtsbezeichnung
nicht anzugeben.

Staatlich verliehene Titel, akademische Grade und
Diplomgrade sollen in der gebrduchlichen Abkiirzung
oder der Abkiirzung eingetragen werden, die sich aus
den vorgelegten Unterlagen (zum Beispiel Verleihungs-
urkunde) ergibt.

Zurruhesetzung (Ruhestand) und Entlassung
Anldsse

Eine deklaratorische Urkunde nach dem jeweiligen
Muster der Anlage erhilt, wer

a) nach §§ 45, 110, 117, 118 oder 122 LBG kraft
Gesetzes in den Ruhestand tritt (Muster 7),

b) nach §§ 26 oder 28 BeamtStG, § 46 LBG oder § 116
LBG in Verbindung mit § 26 BeamtStG in den
Ruhestand versetzt wird (Muster 8),

¢) nach § 18 Absatz 2 BeamtStG, § 30 BeamtStG in
Verbindung mit § 105 LBG, § 31 BeamtStG oder
§ 31 Absatz 1 LBG in Verbindung mit § 18 Absatz 2
BeamtStG in den einstweiligen Ruhestand versetzt
wird (Muster 9),

d) nach § 22 Absatz 1 Nummer 2 BeamtStG wegen
Erreichens der Altersgrenze kraft Gesetzes entlas-
sen ist (Muster 10),

e) nach § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 BeamtStG
wegen Dienstunfahigkeit oder nach § 23 Absatz 1
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Satz 1 Nummer 2 BeamtStG wegen Nichterfiillung
der versorgungsrechtlichen Wartezeit entlassen wird
(Muster 11) oder

f) nach § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 BeamtStG als
Beamtin oder Beamter auf Lebenszeit oder Beamtin
oder Beamter auf Zeit auf ihr oder sein Verlangen
(Entlassung auf eigenen Antrag) entlassen wird
(Muster 12).

In den Fillen des § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 5
sowie Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 BeamtStG (auch in
Verbindung mit § 120 Absatz 1 LBG) soll eine deklara-
torische Urkunde nicht ausgefertigt werden.

Inhalt

Der Wortlaut der deklaratorischen Urkunden ist den bei-
gefiigten Mustern zu entnehmen.

Der Zeitpunkt fiir den Beginn des Ruhestandes, der

- gesetzlich festgelegt ist (zum Beispiel § 45 Absatz 3,
§ 46 LBG),

- auf Grund gesetzlicher Regelung zu bestimmen ist
(zum Beispiel § 49 Satz 1, § 51 Satz 1 LBG) oder

- im Einzelfall besonders zu bestimmen ist (zum Bei-
spiel § 49 Satz 1, § 51 Satz 2 LBG),

soll in der Urkunde angegeben werden. Dazu sind nach
dem Namen die Worter ,,mit Ablauf des ...” und der Zeit-
punkt einzutragen. Entsprechendes gilt, wenn nach § 33
Absatz 1 Satz 3 und 4 LBG die Entlassung fiir einen
bestimmten, in der Zukunft liegenden Zeitpunkt bean-
tragt und diesem Antrag entsprochen wird.

Tritt die Rechtsfolge kraft Gesetzes ein, ist weder ein
formlicher Verwaltungsakt noch - bei Zustandigkeit der
Landesregierung - ein Kabinettbeschluss erforderlich.
Tritt die Rechtsfolge auf Grund eines rechtsgestaltenden
Verwaltungsaktes ein, dessen sofortige Vollziehbarkeit
gegebenenfalls anzuordnen sein wird, so sollen der
Erlass des Verwaltungsaktes und die Aushdndigung der
Urkunde gemeinsam erfolgen.

Ist von der Moglichkeit des Hinausschiebens des Ein-
tritts in den Ruhestand wegen Erreichens der Alters-
grenze Gebrauch gemacht worden (§ 45 Absatz 3 LBG)
oder tritt eine Beamtin oder ein Beamter auf Zeit mit
Ablauf der Amtszeit in den Ruhestand (§ 122 Satz 1 LBG),
soll in der Urkunde nach Muster 7 die Angabe ,,nach
Erreichen der Altersgrenze® nicht angegeben werden.

In den Urkunden tber die Beendigung des Beamten-
verhdltnisses sollen Dank und Anerkennung fiir die dem
Land Brandenburg geleisteten Dienste ausgesprochen
werden, wenn Fithrung und Leistung der Beamtin oder
des Beamten dies rechtfertigen. Auf das Aussprechen
von Dank und Anerkennung ist zu verzichten, soweit
gegen die Beamtin oder den Beamten die Disziplinar-

4.1

4.1.1

4.14

4.1.5

4.2

421

422

malnahmen Kiirzung der Dienstbeziige (§ 8 des Lan-
desdisziplinargesetzes [LDG]) oder Zuriickstufung (§ 9
LDG) verhingt worden sind. Dasselbe gilt, wenn diese
nur im Hinblick auf § 14 LDG nicht verhdngt worden
sind oder in einem laufenden Disziplinarverfahren zu
erwarten ist, dass mindestens diese Disziplinarmafinah-
men verhdngt werden kdnnen.

Vollzug der Urkunden
Unterzeichnungsbefugnis bei Ernennungen

Soweit die Landesregierung iiber die Ernennung ent-
scheidet (§ 1 Absatz 1 Satz 1 ErnennV), unterzeichnet
die Ministerprésidentin oder der Ministerprésident (§ 1
Absatz 4 Satz 2 ErnennV). Die Ministerprisidentin oder
der Ministerprisident unterzeichnet ferner die Ernen-
nungsurkunden der Staatssekretdrinnen und Staats-
sekretdre (§ 1 Absatz 2 ErnennV) in der Ich-Form.

Soweit die oberste Dienstbehorde fiir die Ernennung
zustindig ist, unterzeichnet das jeweils zustindige Mit-
glied der Landesregierung (siche Mustertexte der Anla-
gen), im Geschéftsbereich der Ministerprasidentin oder
des Ministerprasidenten die Ministerprédsidentin oder
der Ministerprasident in der Ich-Form.

Soweit die Ernennungsbefugnis auf eine andere Stelle
iibertragen worden ist, unterzeichnet die Leiterin oder
der Leiter dieser Stelle.

Beispiel:

., Die Prdsidentin/
Der Prdsident des Landesamtes fiir ...
(Unterschrift).

Die Unterschrift ist handschriftlich zu vollziehen.

Die Urkunden sind, soweit Dienststellen das grofie Lan-
dessiegel fiihren, mit diesem, im Ubrigen mit dem klei-
nen Landessiegel zu versehen; dies gilt nicht fiir die Vor-
lagen an die Staatskanzlei nach Nummer 4.3.

Auf der Riickseite der Urkunde und der Durchschrift fiir
die Personalakte kann der Tag der Aushéndigung durch
die Aushdndigende oder den Aushindigenden bezie-
hungsweise die personalaktenfiihrende Dienststelle
bescheinigt werden.

Vertretung

In den Féllen der Nummer 4.1.1 Satz 1 unterzeichnet das
die Ministerprésidentin oder den Ministerprisidenten
vertretende Mitglied der Landesregierung mit dem
Zusatz ,,In Vertretung”.

Wird die Urkunde in den Féllen der Nummer 4.1.2 im
jeweiligen Geschiftsbereich durch zur allgemeinen Ver-
tretung der Ministerprésidentin oder des Ministerprasi-
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denten beziehungsweise des Mitglieds der Landesregie-
rung Befugte vollzogen, sind {iber der Unterschrift der
Vollziehenden die Worte ,,In Vertretung” einzufiigen.

Beispiele:

Im Geschdftsbereich der Ministerprdsidentin oder
des Ministerprdsidenten unterzeichnet die Chefin
oder der Chef der Staatskanzlei mit

,,Die Ministerprdsidentin/Der Ministerprdsident
In Vertretung “
(Unterschrift),

im Geschdfisbereich der iibrigen Mitglieder der Lan-
desregierung unterzeichnen die nach § 1 Absatz 4
Satz 4 und 5 ErnennV Befugten mit (zum Beispiel)

,, Die Ministerin/Der Minister der/fiir ...
In Vertretung *
(Unterschrift).

Die Vertreterinnen oder Vertreter der Behordenleitung
im Sinne der Nummer 4.1.3 (§ 1 Absatz 4 Satz 4 und 5
ErnennV) vollziehen die Urkunde mit dem Zusatz ,,In
Vertretung”.

Beispiel:

., Die Prdsidentin/
Der Prdsident des Landesamtes fiir ...
In Vertretung

(Unterschrift).

Die fiir Personalangelegenheiten zustindigen Abteilungs-
leiterinnen oder Abteilungsleiter oder die sie vertreten-
den Personen unterschreiben die Ernennungsurkunden
mit dem Zusatz ,,Im Auftrag”, sofern eine Erméchtigung
im Sinne des § 1 Absatz 4 Satz 5 ErnennV erfolgt ist.

Vorlage der Urkunden an die Ministerprésidentin oder
den Ministerprisidenten

In den Fillen des § 1 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2
ErnennV legen die obersten Landesbehdrden die vor-
bereiteten und von der jeweiligen Staatssekretdrin oder
dem jeweiligen Staatssekretir abgezeichneten Urkun-
denentwiirfe unter Beifligung einer Kopie des entspre-
chenden Kabinettbeschlusses der Ministerprisidentin
oder dem Ministerpréasidenten vor. Die Urkunden wer-
den hierbei bis auf das Datum und den Prigesiegel-
abdruck vorbereitet. Die Vorlage der Personalakte ist
nicht erforderlich.

Das Néhere hinsichtlich der einheitlichen Gestaltung
der der Ministerprésidentin oder dem Ministerprasiden-
ten zur Unterschrift vorzulegenden Urkunden regelt das
Ministerium des Innern im Einvernehmen mit der
Staatskanzlei.

4.4

5.1

5.2

53

Unterzeichnungsbefugnis bei Beendigung des Beamten-
verhéltnisses

Die vorstehend getroffenen Unterzeichnungsregelungen
nach den Nummern 4.1 bis 4.3 gelten entsprechend fiir
Urkundenausfertigungen nach Nummer 3 bei der Zur-
ruhesetzung und der Entlassung. Die Unterzeichnungs-
befugnis fiir den gegebenenfalls zugrunde liegenden
rechtsgestaltenden Verwaltungsakt richtet sich nach § 34
Absatz 1 und § 50 LBG.

Ubertragung eines Amtes, Einweisung in eine Plan-
stelle

In den Fillen einer Ernennung nach Nummer 2.1.1
Buchstabe a, c, d und f ist grundsétzlich der Beamtin
oder dem Beamten zu dem Zeitpunkt, in dem die Ernen-
nung wirksam wird, ein Amt bei einer bestimmten
Behorde unter gleichzeitiger Einweisung in eine Plan-
stelle der Besoldungsgruppe des verlichenen Amtes zu
iibertragen. Die Ubertragung des Amtes und die Einwei-
sung in eine Planstelle bediirfen der Schriftform. Die
Mitteilung erfolgt durch die Dienstvorgesetzte oder den
Dienstvorgesetzten. Das Mitteilungsschreiben ist in der
Regel gleichzeitig mit der Ernennungsurkunde aus-
zuhéndigen. Ein vom Wirksamwerden der Ernennung
abweichender fritherer Zeitpunkt der Einweisung in eine
Planstelle ist in der Mitteilung anzugeben.

Beispiel:

Ernennung zur Hauptsekretdrin am 25. Mai, Ein-
weisung in die entsprechende Planstelle der Besol-
dungsgruppe A 8 mit Wirkung vom 1. Mai.

Die Mitteilung hat folgenden Wortlaut:

,Hiermit libertrage ich Thnen (gegebenenfalls: mit
Wirkung vom ...) das Amt einer/eines ... (Amts-
bezeichnung) bei ... (Dienststelle) und weise Sie mit
Wirkung vom ... (Datum) in eine Planstelle der
Besoldungsgruppe ... ein.”

Bei Auseinanderfallen der Besoldungsgruppe des ver-
lichenen statusrechtlichen Amtes und des der Planstelle
unterlegten Stellenwertes (Unterbesetzung) ist im Ein-
weisungsschreiben die Besoldungsgruppe anzugeben,
die dem verliehenen Amt entspricht und Grundlage fiir
die Zahlung der Dienstbeziige ist.

Beispiel:

Eine Beamtin wird zur Regierungsoberinspektorin
(Besoldungsgruppe A 10) ernannt. Die Planstelle,
auf der sie gefiihrt wird, ist der Besoldungsgruppe
A 11 zugeordnet. Die Einweisung erfolgt in eine
Planstelle der Besoldungsgruppe A 10.

Bei der Ubertragung eines Amtes mit leitender Funktion
auf Probe nach § 120 LBG kann in dem Einweisungs-
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schreiben zugleich die Entscheidung iiber die Kiirzung
der Probezeit nach § 120 Absatz 1 Satz 4 LBG oder die
Anrechnung von Zeiten auf die Probezeit nach § 120
Absatz 1 Satz 5 LBG getroffen oder - alternativ - auch
auf eine mogliche spétere Entscheidung tiber die Anrech-
nung oder die Verkiirzung hingewiesen werden. Die Ein-
weisung in die Planstelle ist auf die Dauer der Probezeit
zu befristen.

Wird ein anderes Amt mit gleichem Endgrundgehalt und
anderer Amtsbezeichnung iibertragen, ist der Beamtin
oder dem Beamten die Ubertragung des Amtes von der
zustindigen Behorde schriftlich mitzuteilen. Die Uber-
tragung des Amtes wird mit Aushidndigung oder Zugang
der Mitteilung wirksam, wenn in ihr nicht ein spéterer
Zeitpunkt bestimmt ist.

Andert sich die Amtsbezeichnung des bisherigen Amtes,
ohne dass ein anderes Amt iibertragen wird, ist der
Beamtin oder dem Beamten die neue Amtsbezeichnung
schriftlich mitzuteilen.

Nach dem Wechsel in ein anderes Amt darf unter den
Voraussetzungen des § 69 Absatz 3 Satz 4 LBG neben
der neuen Amtsbezeichnung die des fritheren Amtes mit
dem Zusatz ,,a. D.“ gefiihrt werden.

Mitteilungen bei Versetzung in den Dienst des Landes

Versetzung im Geltungsbereich des Landesbeamten-
gesetzes

Wird eine Beamtin oder ein Beamter in ein anderes Amt
einer Laufbahn, fiir die er die Befdhigung besitzt, unter
Fortdauer des Beamtenverhiltnisses in den Dienst des
Landes Brandenburg nach § 30 Absatz 1 LBG versetzt,
erhilt sie oder er von der fiir die Ernennung zustindigen
Behorde eine schriftliche Mitteilung mit folgendem
Wortlaut:

,»Auf Grund des § 30 Absatz 1 des Landesbeamten-
gesetzes sind Sie unter Fortdauer Thres Beamten-
verhiltnisses auf ... in den Dienst des Landes Bran-
denburg versetzt worden. Ich {ibertrage Thnen hier-
mit das Amt einer/eines ... (Amtsbezeichnung) bei ...
(Behorde) und weise Sie mit Wirkung vom ... in eine
Planstelle der Besoldungsgruppe ... ein.*

Satz 2 entfdllt bei Beamtinnen und Beamten, denen
kein Amt {ibertragen wird.

Bei einer Versetzung nach § 30 Absatz 1 LBG im Zuge
eines Behordenwechsels (kein Dienstherrnwechsel)
wird die Versetzung von der abgebenden Behorde ver-
fiigt.

6.12

6.1.3

6.2

6.2.1

6.2.2

Das Vorliegen der Voraussetzungen fiir eine Versetzung
in ein Amt mit niedrigerem Endgrundgehalt nach § 30
Absatz 3 LBG stellt eine Ausnahme vom Ernennungs-
erfordernis dar. Die ohne Zustimmung der Beamtin oder
des Beamten hiernach mdgliche Versetzung erfolgt
durch Verwaltungsakt. Die Zustindigkeit richtet sich
nach § 2 Absatz 3 LBG. In der Versetzungsverfiigung ist
das neue Amt (Amt, das die Beamtin oder der Beamte
vor dem bisherigen Amt innehatte) anzugeben, die Maf3-
nahme ist zu begriinden.

Behilt die Beamtin oder der Beamte auf Grund gesetz-
licher Vorschrift ihre oder seine bisherigen besoldungs-
rechtlichen Anspriiche, erhdlt die Bestdtigung nach
Nummer 6.1.2 folgenden Zusatz:

,.Ihre Dienstbeziige bemessen sich auf Grund des § 30
Absatz 3 des Landesbeamtengesetzes nach der
Besoldungsgruppe ... Sie erhalten eine ruhegehalt-
fahige Ausgleichszulage nach § 13 Absatz 1 des
Bundesbesoldungsgesetzes vom 6. August 2002
(BGBI. I S. 3020) in der zuletzt durch Gesetz vom
28. August 2006 (BGBI. I S. 2039) gednderten Fas-
sung [oder ggf: Zitierung entsprechenden Landes-
rechts]. Hierliber geht Thnen ein gesonderter Bescheid

”

zZu.

Versetzung von aullerhalb des Geltungsbereiches des
Landesbeamtengesetzes

Wird eine Beamtin oder ein Beamter von einem Dienst-
herrn auflerhalb des Geltungsbereiches des Landes-
beamtengesetzes in den Dienst des Landes Brandenburg
versetzt, bedarf es einer Ernennung nicht, wenn die Am-
terstruktur im Geltungsbereich des abgebenden Dienst-
herrn (Besoldungsordnungen) mit der im Land Bran-
denburg iibereinstimmt, auch wenn sich die Betrdge des
Grundgehaltes in der der Beamtin oder dem Beamten
verliechenen Besoldungsgruppe unterscheiden sollten;
die Vorschriften des § 15 BeamtStG tiber die Versetzun-
gen gehen insoweit als Spezialregelung der Regelung
des § 8 BeamtStG vor.

Die Beamtin oder der Beamte erhélt von der fiir die Er-
nennung zustdndigen Behorde eine schriftliche Mittei-
lung mit folgendem Wortlaut:

»Auf Grund des § 15 des Beamtenstatusgesetzes
sind Sie unter Fortdauer Ihres Beamtenverhiltnisses
auf ... in den Dienst des Landes Brandenburg ver-
setzt worden. Ich iibertrage Thnen hiermit das Amt
einer/eines ... (Amtsbezeichnung) bei ... (Behorde)
und weise Sie mit Wirkung vom ... in eine Planstel-
le der Besoldungsgruppe ... ein.*

Satz 2 entfdllt bei Beamtinnen und Beamten, denen
kein Amt iibertragen wird.
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Mitteilungen bei Ubertritt in den Dienst des Landes
kraft Gesetzes

Ubertritt im Geltungsbereich des Landesbeamten-
gesetzes

Tritt eine Beamtin oder ein Beamter kraft Gesetzes nach
§ 31 Absatz 1 LBG in Verbindung mit

- § 16 Absatz 1 BeamtStG oder
- § 16 Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 1 BeamtStG

von einem Dienstherrn unter Fortdauer des Beamten-
verhéltnisses in den Dienst des Landes Brandenburg
iiber, erhilt sie oder er gemél § 17 Absatz 2 BeamtStG
in Verbindung mit § 31 Absatz 1 LBG von der fiir die
Ernennung zustdndigen Behdrde eine schriftliche Mit-
teilung mit folgendem Wortlaut:

,»Auf Grund des § 31 Absatz 1 des Landesbeamten-
gesetzes in Verbindung mit § 16 Absatz 1/§ 16 Ab-
satz 4 in Verbindung mit Absatz 1 des Beamten-
statusgesetzes sind Sie unter Fortdauer Ihres Beam-
tenverhdltnisses auf ... mit Wirkung vom ... in den
Dienst des Landes Brandenburg iibergetreten. Ich
iibertrage Thnen hiermit das Amt einer/eines ...
(Amtsbezeichnung) bei ... (Behorde) und weise Sie
mit Wirkung vom .. in eine Planstelle der
Besoldungsgruppe ... ein.*

Satz 2 entféllt bei Beamtinnen und Beamten, denen
kein Amt {ibertragen wird.

Bei einer Beamtin oder einem Beamten, der oder dem
bei der Umbildung einer Korperschaft kraft Gesetzes
- ohne Ernennung - ein Amt mit geringerem Endgrund-
gehalt iibertragen wird und deshalb nach § 13 Absatz 1
des Bundesbesoldungsgesetzes vom 6. August 2002
(BGBL. I S. 3020) in der zuletzt durch Gesetz vom
28. August 2006 (BGBI. I S. 2039) geédnderten Fassung
oder entsprechendem Landesrecht eine ruhegehaltféhi-
ge Ausgleichszulage gezahlt wird, wird die Mitteilung
nach Nummer 7.1.1 um folgenden Zusatz ergénzt:

,Ihre Dienstbeziige bemessen sich auf Grund des § 31
Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes in Verbindung
mit § 18 Absatz 1 Satz 2 des Beamtenstatusgesetzes
nach der Besoldungsgruppe ... Zusitzlich erhalten
Sie eine ruhegehaltfahige Ausgleichszulage nach
§ 13 Absatz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes vom
6. August 2002 (BGBI. I S. 3020) in der zuletzt durch
Gesetz vom 28. August 2006 (BGBI. I S. 2039)
gednderten Fassung [oder ggf: Zitierung entspre-
chenden Landesrechts]. Sie sind berechtigt, neben
der neuen Amtsbezeichnung die des fritheren Amtes
mit dem Zusatz ,,auller Dienst“ (,,a. D.“) zu fithren.*

7.2

7.2.1

722

8.1

8.1.1

Ubertritt von auBerhalb des Geltungsbereiches des
Landesbeamtengesetzes

Tritt eine Beamtin oder ein Beamter kraft Gesetzes nach

- § 16 Absatz 1 BeamtStG oder
- § 16 Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 1 BeamtStG

von einem Dienstherrn unter Fortdauer des Beamten-
verhéltnisses in den Dienst des Landes Brandenburg
iiber, erhdlt sie oder er gemél § 17 Absatz 2 BeamtStG
von der fiir die Ernennung zustdndigen Behorde eine
schriftliche Mitteilung mit folgendem Wortlaut:

»Auf Grund des § 16 Absatz 1/§ 16 Absatz 4 in Ver-
bindung mit Absatz 1 des Beamtenstatusgesetzes
sind Sie unter Fortdauer Ihres Beamtenverhéltnisses
auf ... mit Wirkung vom ... in den Dienst des Landes
Brandenburg tibergetreten. Ich {ibertrage Thnen hier-
mit das Amt einer/eines ... (Amtsbezeichnung) bei ...
(Behorde) und weise Sie mit Wirkung vom ... in eine
Planstelle der Besoldungsgruppe ... ein.*

Satz 2 entféllt bei Beamtinnen und Beamten, denen
kein Amt iibertragen wird.

Bei einer Beamtin oder einem Beamten, der oder dem
bei der Umbildung einer Korperschaft ein Amt mit gerin-
gerem Endgrundgehalt iibertragen wird und deshalb
nach § 13 Absatz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes vom
6. August 2002 (BGBI. I S. 3020) in der zuletzt durch
Gesetz vom 28. August 2006 (BGBI. I S. 2039) geén-
derten Fassung oder entsprechendem Landesrecht eine
ruhegehaltfidhige Ausgleichszulage gezahlt wird, wird
die Mitteilung nach Nummer 7.2.1 um folgenden Zusatz
erganzt:

,Ihre Dienstbeziige bemessen sich auf Grund des § 18
Absatz 1 Satz 2 des Beamtenstatusgesetzes nach der
Besoldungsgruppe ... Zusitzlich erhalten Sie eine
ruhegehaltfihige Ausgleichszulage nach § 13 Ab-
satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes vom 6. August
2002 (BGBI. I S. 3020) in der zuletzt durch Gesetz
vom 28. August 2006 (BGBI. I S. 2039) geédnderten
Fassung [oder ggf: Zitierung entsprechenden Lan-
desrechts]. Sie sind berechtigt, neben der neuen
Amtsbezeichnung die des fritheren Amtes mit dem
Zusatz ,,auller Dienst“ (,,a. D.“) zu fithren.*

Mitteilungen bei Ubernahme in den Landesdienst

Ubernahme im Geltungsbereich des Landesbeamten-
gesetzes

Wird eine Beamtin oder ein Beamter von einem anderen
Dienstherrn nach § 31 Absatz 1 LBG in Verbindung mit

- § 16 Absatz 2 oder 3 BeamtStG oder
- § 16 Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 2 oder 3
BeamtStG



8.1.2

8.2

8.2.1
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unter Fortdauer des Beamtenverhéltnisses iibernommen,
erhilt sie oder er von der fiir die Ernennung zusténdigen
Behorde eine schriftliche Mitteilung mit folgendem
Wortlaut:

,»Auf Grund des § 31 Absatz 1 des Landesbeamten-
gesetzes in Verbindung mit § 16 Absatz 2/Absatz 3/
§ 16 Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 2/Absatz 3
des Beamtenstatusgesetzes werden Sie unter Fort-
dauer Thres Beamtenverhiltnisses auf ... in den
Dienst des Landes Brandenburg tibernommen. Ich
ibertrage Thnen hiermit das Amt einer/eines ...
(Amtsbezeichnung) bei ... (Behdrde) und weise Sie
mit Wirkung vom ... in eine Planstelle der Besol-
dungsgruppe ... ein.”

Satz 2 entfillt bei Beamtinnen und Beamten, denen
kein Amt {ibertragen wird.

Nummer 7.1.2 gilt entsprechend.

Ubernahme von auBerhalb des Geltungsbereiches des
Landesbeamtengesetzes

Wird eine Beamtin oder ein Beamter von einem anderen
Dienstherrn nach

- § 16 Absatz 2 oder 3 BeamtStG oder
- § 16 Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 2 oder 3
BeamtStG

unter Fortdauer des Beamtenverhiltnisses tibernommen,
erhilt sie oder er von der fiir die Ernennung zusténdigen
Behorde eine schriftliche Mitteilung mit folgendem
Wortlaut:

,»Auf Grund des § 16 Absatz 2/Absatz 3/§ 16 Absatz 4
in Verbindung mit Absatz 2/Absatz 3 des Beamten-
statusgesetzes werden Sie unter Fortdauer lhres
Beamtenverhiltnisses auf ... in den Dienst des Lan-
des Brandenburg iibernommen. Ich tibertrage Thnen
hiermit das Amt einer/eines ... (Amtsbezeichnung)
bei ... (Behorde) und weise Sie mit Wirkung vom ...
in eine Planstelle der Besoldungsgruppe ... ein.*

Satz 2 entfillt bei Beamtinnen und Beamten, denen
kein Amt tlibertragen wird.

Nummer 7.2.2 gilt entsprechend.

Diensteid

Nach der Berufung in das Beamtenverhéltnis durch Aus-
héndigung der Ernennungsurkunde, nach einer erneuten
Berufung einer ehemaligen Beamtin oder eines ehemali-
gen Beamten und nach einer Versetzung von einem
Dienstherrn aullerhalb des Geltungsbereiches des Landes-
beamtengesetzes ist der Beamtin oder dem Beamten der
nach § 52 Absatz 2 LBG oder spezialgesetzlich vorge-
schriebene Diensteid bei Antritt des ersten Dienstes

9.2

9.3

9.4

10

10.1

10.2

11

abzunehmen. Dies gilt nicht bei der Berufung in das
Beamtenverhéltnis auf Probe nach § 120 LBG, soweit
bereits ein Beamtenverhéltnis zum Dienstherrn besteht.
Bei der erneuten Berufung einer Beamtin oder eines
Beamten auf Zeit bei demselben Dienstherrn in dassel-
be Amt (zum Beispiel § 123 Absatz 1 Satz 2 LBG; § 41
Absatz 1 Satz 5 des Brandenburgischen Hochschul-
gesetzes) ist ebenfalls kein erneuter Eid abzulegen.

Sollte die Beamtin oder der Beamte die Ablegung eines
Eides aus Glaubens- oder Gewissensgriinden ablehnen
(§ 52 Absatz 3 LBG) oder kann bei einer Erteilung einer
Ausnahme von § 7 Absatz 1 BeamtStG von einer Eides-
leistung abgesehen werden (§ 52 Absatz 4 LBG), ist an-
stelle eines Diensteides ein Dienstgeldbnis zu leisten.
Wird die Ableistung sowohl eines Diensteides als auch
eines Dienstgelobnisses verweigert, ist mit Blick auf
§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BeamtStG die oberste
Dienstbehorde unverziiglich zu unterrichten.

Vor der Leistung des Diensteides oder des Dienstgelob-
nisses ist die Beamtin oder der Beamte auf die Folgen
gemil § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BeamtStG hin-
zuweisen, die sich aus einer Weigerung, den Diensteid
oder das Dienstgelobnis abzulegen, ergeben.

Uber die Ableistung des Diensteides oder des Dienst-
gelobnisses ist eine Niederschrift anzufertigen. Die
Niederschrift ist zur Personalakte zu nehmen.

Mitteilung iiber die Feststellung der Befihigung fiir
die Laufbahn

Gemil § 9 Absatz 3 LBG ist die Befdhigung fiir die
Laufbahn, in die eingestellt, gewechselt oder von einem
anderen Dienstherrn versetzt werden soll, festzustellen
und der Beamtin oder dem Beamten schriftlich mitzu-
teilen. Gleiches gilt, wenn die Beamtin oder der Beamte
infolge der Umbildung einer Korperschaft iibernommen
wird oder kraft Gesetzes in den Dienst der aufnehmen-
den Korperschaft iibertritt.

Die in den in § 9 Absatz 3 LBG genannten Fillen erfor-
derlichen Mitteilungen haben Verwaltungsaktcharakter.
Sie sollen als eigenstdndige Bescheide neben den sons-
tigen nach dieser Verwaltungsvorschrift erforderlichen
Mitteilungen ergehen. Eine gleichzeitige Aushdndigung
mit den Ernennungsurkunden oder Versetzungsverfii-
gungen ist nicht zwingend, eine zeitliche Néhe sollte
jedoch gewahrt bleiben.

Beamtinnen und Beamte der Korperschaften, Anstal-
ten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts

Die Bestimmungen der Nummern 1 bis 10 sind fiir die
Beamtinnen und Beamten einer der Aufsicht des Landes
unterstehenden Korperschaft, Anstalt oder Stiftung (mit
Ausnahme der Gemeinden und der Gemeindeverbénde
sowie deren Einrichtungen, Anstalten und Stiftungen)
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entsprechend anzuwenden. In die Urkunden soll ein
Hinweis auf die Korperschaft, Anstalt oder Stiftung auf-
genommen werden, wenn sich nicht bereits aus dem
sonstigen Inhalt der Urkunde die entsprechende Zuge-
horigkeit der Beamtin oder des Beamten ergibt.

12 Inkrafttreten, Aufierkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach ihrer Ver-
Offentlichung im Amtsblatt fiir Brandenburg in Kraft.
Zugleich tritt die Verwaltungsvorschrift iiber die Ernen-
nung, Zurruhesetzung und Entlassung der Beamten des
Landes Brandenburg vom 19. Januar 2005 (ABI. S. 282)
aufler Kraft.

Anlage

Vorbemerkungen:

Die nachstehenden Muster sind den jeweiligen konkreten Gege-
benheiten anzupassen, insbesondere zum Beispiel hinsichtlich

- der gegebenenfalls erforderlichen Aufnahme eines Wir-
kungsvermerkes in einer Zeile nach dem Namen entspre-
chend Nummer 2.2.2,

- der gegebenenfalls erforderlichen Aufnahme des Hinweises
auf die Fortdauer des bisherigen Beamtenverhéltnisses ent-
sprechend Nummer 2.2.6,

- des gegebenenfalls wegzulassenden Hinweises auf das
Erreichen der Altersgrenze entsprechend Nummer 3.2.4,

- des Vollzugs der Urkunden (Ich- beziehungsweise Wir-
Form, Unterzeichnungsbefugnis, Vertretung) entsprechend
Nummer 4, gegebenenfalls in Verbindung mit Nummer 10.
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Muster 1
(Erstmalige Begriindung des Beamtenverhiltnisses)

Im Namen des Landes Brandenburg
ernenne ich
Frau/Herrn
N.AN.
unter Berufung in das Beamtenverhiltnis
[auf Widerruf/auf Probe/auf Lebenszeit/auf Zeit fiir die Dauer von ...]
zur/zum
(Dienst- bzw. Amtsbezeichnung)

(Ort), den (Datum) (Siegel) Die Ministerin/Der Minister
der/fiir ...
(Unterschrift)
Muster 1a

(Erneute Begriindung des Beamtenverhdltnisses)

Im Namen des Landes Brandenburg
ernenne ich
Frau/Herrn
(friihere Amtsbezeichnung mit dem Zusatz ,,a. D. ")
N.AN.
unter Berufung in das Beamtenverhdltnis
[auf Widerruf/auf Probe/auf Lebenszeit/auf Zeit fiir die Dauer von ...]
zur/zum
(Dienst- bzw. Amtsbezeichnung)

(Ort), den (Datum) (Siegel) Die Ministerin/Der Minister
der/fiir ...
(Unterschrift)
Muster 2

(Umwandlung des Beamtenverhiltnisses)

Im Namen des Landes Brandenburg
verleihe ich
Frau/Herrn
(derzeitige Dienst- bzw. Amtsbezeichnung)
N.N.
die Eigenschaft einer/eines
Beamtin/Beamten auf Lebenszeit/auf Probe

(Ort), den (Datum) (Siegel) Die Ministerin/Der Minister
der/fiir ...
(Unterschrift)
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Muster 3
(Verleihung anderes Amt mit anderem Grundgehalt; Verleihung anderes Amt mit anderer Amtsbezeichnung beim Wechsel der Lauf-
bahngruppe)
Im Namen des Landes Brandenburg
ernenne ich
Frau/Herrn
(derzeitige Amtsbezeichnung)
NN
Zur/zum
(neue Amtsbezeichnung)
(Ort), den (Datum) (Siegel) Die Ministerin/Der Minister
der/fiir ...
(Unterschrift)
Muster 3a
(Verleihung anderes Amt mit anderem Grundgehalt, das mehreren Besoldungsgruppen zugeordnet ist)
Im Namen des Landes Brandenburg
ernenne ich
Frau/Herrn
(derzeitige Amtsbezeichnung)
N.N.
zur/zum
(neue Amtsbezeichnung)
in der Besoldungsgruppe ...
(Ort), den (Datum) (Siegel) Die Ministerin/Der Minister
der/fiir ...
(Unterschrift)
Muster 3b
(Verleihung anderes Amt mit anderem Grundgehalt bei gleichbleibender Amtsbezeichnung)
Im Namen des Landes Brandenburg
ernenne ich
Frau/Herrn
NN
Zur/zum
(bisherige = neue Amtsbezeichnung)
in der Besoldungsgruppe ...
(Ort), den (Datum) (Siegel) Die Ministerin/Der Minister
der/fiir ...

(Unterschrift)
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Muster 3¢
(Verleihung anderes Amt, welches derselben oder einer anderen Besoldungsgruppe zugeordnet ist, mit gleicher Amtsbezeichnung bei
Gewihrung einer Amtszulage)

Im Namen des Landes Brandenburg
ernenne ich
Frau/Herrn
N.N.
zur/zum
(bisherige = neue Amtsbezeichnung)
in der Besoldungsgruppe ...

mit Amtszulage
(Ort), den (Datum) (Siegel) Die Ministerin/Der Minister
der/fiir ...
(Unterschrift)

Muster 4
(Umwandlung des Beamtenverhiltnisses bei gleichzeitiger Verleihung eines anderen Amtes mit anderem Grundgehalt)

Im Namen des Landes Brandenburg
ernenne ich
Frau/Herrn
(derzeitige Amtsbezeichnung)
N.N.
unter Verleihung der Eigenschaft einer/eines
Beamtin/Beamten auf Lebenszeit/auf Probe
zur/zum
(neue Amtsbezeichnung)

(Ort), den (Datum) (Siegel) Die Ministerin/Der Minister
der/fir ...
(Unterschrift)
Muster 5

(Begriindung der Fithrungsfunktion auf Probe)

Im Namen des Landes Brandenburg
ernennt die Landesregierung
Frau/Herrn
(bisherige Amtsbezeichnung im Beamtenverhdltnis auf Lebenszeit)
N.N.
unter Berufung in das Beamtenverhéltnis auf Probe
unter Fortdauer des Beamtenverhéltnisses auf Lebenszeit
zur/zum
(neue Amtsbezeichnung im Beamtenverhdltnis auf Probe)

(Ort), den (Datum) (Siegel) Die Ministerin/Der Minister
der/fir ...
(Unterschrift)
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Muster 6
(Beforderung im Beamtenverhéltnis auf Lebenszeit bei erfolgreicher Beendigung der Fithrungsfunktion auf Probe)

Im Namen des Landes Brandenburg
ernennt die Landesregierung
Frau/Herrn
NN
zur/zum
(derzeitige = neue Amtsbezeichnung)
im Beamtenverhiltnis auf Lebenszeit

(Ort), den (Datum) (Siegel) Die Ministerin/Der Minister
der/fiir ...
(Unterschrift)
Muster 7

(Eintritt in den Ruhestand kraft Gesetzes, insbesondere bei Erreichen der Altersgrenze)

Im Namen des Landes Brandenburg
Frau/Herr
(derzeitige Amtsbezeichnung)
N.N.
tritt nach Erreichen der Altersgrenze
mit Ablauf des ...
in den Ruhestand.
Fiir die dem Land Brandenburg geleisteten Dienste spreche ich ihr/ihm
Dank und Anerkennung aus.

(Ort), den (Datum) (Siegel) Die Ministerin/Der Minister
der/fiir ...
(Unterschrift)
Muster 8

(Versetzung in den Ruhestand)

Im Namen des Landes Brandenburg
versetze ich
Frau/Herrn
(derzeitige Amtsbezeichnung)
N.N.
mit Ablauf des ...
(aufihren/seinen Antrag)
in den Ruhestand.
Fiir die dem Land Brandenburg geleisteten Dienste spreche ich ihr/ihm
Dank und Anerkennung aus.

(Ort), den (Datum) (Siegel) Die Ministerin/Der Minister
der/fiir ...

(Unterschrift)
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Muster 9
(Versetzung in den einstweiligen Ruhestand)

Im Namen des Landes Brandenburg
versetze ich
Frau/Herrn
(derzeitige Amtsbezeichnung)
N.NN.
mit Ablauf des ...
in den einstweiligen Ruhestand.
Fiir die dem Land Brandenburg geleisteten Dienste spreche ich ihr/ihm
Dank und Anerkennung aus.

(Ort), den (Datum) (Siegel) Die Ministerin/Der Minister
der/fur ...
(Unterschrift)
Muster 10

(Entlassung wegen Erreichens der Altersgrenze)

Im Namen des Landes Brandenburg
Frau/Herr
(derzeitige Amtsbezeichnung)
N.N.
ist nach Erreichen der Altersgrenze
mit Ablauf des ...
aus dem Beamtenverhiltnis entlassen.
Fiir die dem Land Brandenburg geleisteten Dienste spreche ich ihr/ihm
Dank und Anerkennung aus.

(Ort), den (Datum) (Siegel) Die Ministerin/Der Minister
der/fiir ...

(Unterschrift)
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Muster 11
(Entlassung wegen Dienstunfdhigkeit oder Nichterfiillung der versorgungsrechtlichen Wartezeit)

Im Namen des Landes Brandenburg
entlasse ich
Frau/Herrn
(derzeitige Dienst- oder Amtsbezeichnung)
N.N.
mit Ablauf des ...
aus dem Beamtenverhdltnis.
Fiir die dem Land Brandenburg geleisteten Dienste spreche ich ihr/ihm
Dank und Anerkennung aus.

(Ort), den (Datum) (Siegel) Die Ministerin/Der Minister
der/fiir ...
(Unterschrift)
Muster 12

(Entlassung auf Antrag)

Im Namen des Landes Brandenburg

entlasse ich

Frau/Herrn
(derzeitige Amtsbezeichnung)

N.N.
mit Ablauf des ...
auf ihr/sein Verlangen
aus dem Beamtenverhéltnis.
Fiir die dem Land Brandenburg geleisteten Dienste spreche ich ihr/ihm

Dank und Anerkennung aus.

(Ort), den (Datum) (Siegel) Die Ministerin/Der Minister
der/fiir ...
(Unterschrift)
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Anderung der Richtlinie
des Ministeriums fiir Arbeit, Soziales,
Frauen und Familie zur Forderung
von befristeten zusétzlichen
sozialversicherungspflichtigen
Beschiftigungsverhéltnissen
»Arbeit fiir Brandenburg*

Bekanntmachung des Ministeriums fiir Arbeit,
Soziales, Frauen und Familie
Vom 19. Mérz 2012

Die Richtlinie des Ministeriums fiir Arbeit, Soziales, Frauen und
Familie zur Férderung von befristeten zusétzlichen sozialversi-
cherungspflichtigen Beschiftigungsverhéltnissen ,,Arbeit fiir
Brandenburg vom 23. Juni 2010 (ABI. S. 1097) wird wie folgt
gedndert:

1. Nummer 2.2 wird aufgehoben.
2. Nummer 3 wird wie folgt gedndert:

a) In Nummer 3.1 Satz 1 werden die Worter ,,bei MaBnah-
men nach Nummer 2.1 gestrichen und nach den Wor-
tern ,,an juristische Personen des Privatrechts* die Wor-
ter ,,und rechtsfahige Personengesellschaften einge-
fiigt.

b) Nummer 3.2 wird aufgehoben.
3. Nummer 4 wird wie folgt gedndert:
a) Nummer 4.1 wird wie folgt gefasst:

»4.1  Forderfdhig sind Beschéftigungsverhéltnisse,
mit denen zusitzliche und im 6ffentlichen Inte-
resse liegende Arbeiten im Sinne der Vorschrift
des § 16d Absatz 2 und 3 SGB II verrichtet wer-
den.”

b) Nummer 4.4 wird wie folgt gefasst:

»4.4  Frauen und Ménner sollen entsprechend ihrem
Anteil an der Langzeitarbeitslosigkeit im jewei-
ligen Landkreis oder in der jeweiligen kreis-
freien Stadt beriicksichtigt werden.*

¢) In Nummer 4.5 werden nach dem Wort ,,Arbeitsverhalt-
nis* die Worter ,,den tariflichen Vereinbarungen oder,
soweit solche nicht bestehen, den ortsiiblichen Bedin-
gungen entspricht und mindestens* eingefiigt.

d) Nummer 4.9 wird aufgehoben.

4. Nummer 5 wird wie folgt gedndert:
a) InNummer 5.4.1 wird Satz 2 gestrichen.
b) Nummer 5.4.4 wird wie folgt gefasst:

»5.4.4 Das MASF kann fiir jeden Landkreis und jede
kreisfreie Stadt fiir Neubewilligungen jahrlich
ein Kontingent festlegen, das die jeweilige
Arbeitsmarktlage beriicksichtigt. Die Entschei-
dung, gegebenenfalls nicht ausgeschopfte Kon-
tingente innerhalb des jeweiligen Bewilligungs-
jahres neu zu verteilen, obliegt dem MASFE.“

5. In Nummer 6.1 wird die Angabe ,,30. Dezember 2014
durch die Angabe ,,31. Dezember 2014 ersetzt.

6. In Nummer 6.2 wird die Angabe ,,30. Dezember 2017
durch die Angabe ,,31. Dezember 2017 ersetzt.

7. Nummer 7.1.2 wird wie folgt gefasst:

»7.1.2 Die LASA Brandenburg GmbH kann in Abstim-
mung mit dem MASF Termine fiir Antragstellung
und MaBinahmebeginn festlegen.*

1II. Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. April 2012 in
Kraft.

Durchfiihrung eines Volksbegehrens

Bekanntmachung des Landesabstimmungsleiters
Vom 26. Mirz 2012

Die Vertreter der Volksinitiative ,,Fiir eine Anderung des § 19
Absatz 11 des Landesentwicklungsprogrammes zur Durchset-
zung eines landesplanerischen Nachtflugverbotes am Flughafen
Berlin Brandenburg International (BER)!* haben fristgemal die
Durchfiihrung eines Volksbegehrens verlangt. Die Landesregie-
rung oder ein Drittel der Mitglieder des Landtages Brandenburg
haben innerhalb der Frist des § 13 Absatz 3 des Volksabstim-
mungsgesetzes keine Klage gegen die Zuldssigkeit des Volks-
begehrens anhingig gemacht.

Das Volksbegehren kann durch alle stimmberechtigten Biirge-
rinnen und Biirger ab dem 4. Juni 2012 bis zum 3. Dezember
2012 durch Eintragung in die amtlichen Eintragungslisten oder
durch briefliche Eintragung auf den Eintragungsscheinen unter-
stiitzt werden. Néheres wird durch die 6rtlichen Abstimmungs-
behorden 6ffentlich bekannt gemacht.
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Das verlangte Volksbegehren hat folgenden Wortlaut:

,Fiir eine Anderung des § 19 Absatz 11
des Landesentwicklungsprogrammes zur Durchsetzung
eines landesplanerischen Nachtflugverbotes
am Flughafen Berlin Brandenburg International (BER)!“

Der Landtag moge beschlieen, die Landesregierung aufzufor-
dern, in Verhandlungen mit dem Land Berlin einzutreten, um den
Staatsvertrag vom 7. August 1997 iiber das gemeinsame Landes-
entwicklungsprogramm der Lander Berlin und Brandenburg und
iiber die Anderung des Landesplanungsvertrages, geindert durch
Staatsvertrag vom 5. Mai 2003, wie folgt zu dndern:

,,Der im Gesamtraum Berlin-Brandenburg bestehende Bedarf an
Luftverkehrskapazititen soll derart gedeckt werden, dass am
Flughafen Berlin-Brandenburg International (BER) Tagflug
aber kein planméBiger Nachtflug stattfindet, um Larmbetroffen-
heiten zu reduzieren.*

,Dabei soll der nationale und internationale Luftverkehrs-
anschluss fiir Berlin und Brandenburg nicht allein auf den
Ballungsraum Berlin konzentriert werden.*

,,Dieser Gesetzestext ersetzt Satz 1 und 2 des in den Lindern
Berlin / Brandenburg giiltigen § 19 Abs. 11 LePro (Landes-
entwicklungsprogramm).

Satz 3 und Satz 4 des § 19 Abs. 11 LePro entfallen.*

Begriindung:

Die bisher geltende Fassung des § 19 Abs. 11 LePro ist eine der
Rechtsgrundlagen sowohl fiir den Landesentwicklungsplan Ber-
lin-Brandenburg LEP BB als auch fiir die luftrechtliche Fach-
planung. Der bisherigen Fassung von § 19 Abs. 11 LePro ent-
nehmen Landesentwicklungsplan und Fachplanung die Legiti-
mation, durch Schaffung eines nichtlichen Kapazititsangebots
an die Luftverkehrswirtschaft das Ruhebediirfnis der betroffe-
nen Bevolkerung dem wirtschaftlichen Profit der - im Eigentum
der offentlichen Hand befindlichen - Flughafengesellschaft und
der Luftverkehrsgesellschaften zu opfern. Dem schiebt die
Volksinitiative durch die Neufassung des Gesetzestextes einen
Riegel vor.

Gemal dem Landesentwicklungsplan LEP BB hat dieses Gesetz
weiterhin Giiltigkeit und gibt Vorgaben sowohl fiir zukiinftige
Landesentwicklungspldne wie auch fiir die luftverkehrsrecht-
liche Fachplanung.

Der Volksinitiative liegen neuere Erkenntnisse der Lirmwirkungs-
forschung und iiber Art und Umfang der durch Flugroutenfest-
setzungen betroffenen Siedlungsgebiete zu Grunde. Durch die
Formulierung, dass kein planméBiger Nachtflugbetrieb am
Flughafen Schonefeld stattfinden soll, wird sichergestellt, dass
sich das Nachtflugverbot auf den gewerblichen Flugverkehr
bezieht und andere Fliige (Not- und Rettungsfliige etc.) nicht
ausgeschlossen werden sollen.

Die beabsichtigte Neuregelung macht es ferner moglich, nacht-
liche Flugbewegungen insbesondere im Charter- und Pauschal-
reiseverkehr auch an anderen Startorten durchzufiihren.

Zu Verspitungsregelungen und detaillierten luftverkehrstechni-
schen Regelungen fehlt es an einer Zusténdigkeit des Landes-
gesetzgebers. Zumindest wiirde dieser Regelungsinhalt nicht in
die Kompetenz der Landesplanung fallen. Mit dem Volksbegeh-
ren wird die Wiederinbetriebnahme bzw. die Aufrechterhaltung
der Flughéfen Tempelhof und Tegel nicht beabsichtigt.

NACHTFLUG STORT DEN SCHLAF UND GEFAHRDET
DIE GESUNDHEIT:

Das Umweltbundesamt bewertet den wissenschaftlichen Erkennt-
nisstand aufgrund einer aktuellen Studie aus dem Jahr 2010:

»Fiir Herz- und Kreislauferkrankungen ist nachgewiesen:
Im Vergleich zu Personen, die keinem Fluglirm ausgesetzt
sind, steigt das Erkrankungsrisiko betroffener Personen mit
zunehmender Fluglirmbelastung. Auch bei psychischen
Erkrankungen findet sich ein relevanter Befund: Bei Frauen
sind die Erkrankungsrisiken fiir Depressionen signifikant
erhoht.

Diese Ergebnisse stehen im Einklang mit der vorausgegangenen
,Arzneimittelstudie’ des UBA, die hohere Medikamenten-
verschreibungen bei Personen nachwies, die nichtlichem Flug-
larm ausgesetzt sind. Eine grofle Studie im Umfeld verschiede-
ner europdischer Flughdfen (HYENA-Studie) aus dem Jahr
2008 stellte ebenfalls flugldrmbedingte Gesundheitsrisiken fest:
Personen, die verstirkt vom Nachtflugldrm betroffen sind, wei-
sen hdufig hohere Blutdruckwerte auf, als Menschen in ruhige-
ren Wohngebieten.

Auch das Bundesverwaltungsgericht hat sich eindeutig dazu
bekannt, dass eine Gesundheitsgefdhrdung von Larmbetroffe-
nen unterbleiben muss (Urteil vom 21.3.1996 Az.4 C 9.95):

,, Diese Verpflichtung triffi ihn [den Staat, d.V.] erst recht, wenn
der Eingriff auf seinem eigenen Verhalten beruht. Dabei kann
sich der Staat nicht ohne weiteres mit vorhandenen Erkenntnis-
defiziten ,entschuldigen’. Dies ist bereits dann nicht zuldssig,
wenn die Risiken einer Gesundheitsbeeintrichtigung bereits als
solche bekannt sind. Die Gesundheitsschddlichkeit muss nicht
erst bewiesen werden, um eine Regelungspflicht des Staates aus-
zuldsen. Auch Gesundheitsgefihrdungen - werden sie erkannt
oder als im Risikobereich liegend fiir hinreichend wahrschein-
lich angesehen - verpflichtet zu Handeln. Auch hier mogen viel-
fache Erkenntnisdefizite bestehen. Der Staat muss ihnen - etwa
bei der Festsetzung von Grenzwerten - durch Sicherheitsmargen
zu begegnen suchen.

Dennoch hélt die brandenburgische Landesregierung im Plan-
ergdnzungsverfahren fiir den Flughafen Schoénefeld bis zu
113 Fliige in einer Nacht fiir zuldssig. Hiergegen sind Klagen vor
dem Bundesverwaltungsgericht eingereicht. Die brandenburgi-
sche Landesregierung fiihlt sich durch ihre eigene gesetzliche
Regelung im § 19 Abs. 11 Landesentwicklungsprogramm
(LePro) die fiir die Lander Berlin und Brandenburg gilt, in ihrem
grofziigig nachtflugfreundlichen Handeln zum Nachteil der
vom nidchtlichen Flugldrm gepeinigten Bevolkerung bestitigt.

Die Volksinitiative wendet sich gegen diese gesetzliche Rege-
lung und zwingt in der Folge die Landesregierung die Landes-
entwicklungspldne Flughafenstandortsicherung wie auch den
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Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg zu iiberarbeiten, 22
da in diesen Pldnen von einer Zuldssigkeit des Nachtflugs aus-
gegangen wird.

Namen und Anschriften der Vertreter und Stellvertreter:

Vertreter: Stellvertreter:
Prof. Wolf Carius Markus Peichl
Gerhart-Hauptmann-Allee 30 Kladower Straf3e 2
15732 Eichwalde 14469 Potsdam

Dr. Gerhard Kalinka
Heinrich-Zille-Straf3e 39

Gudrun Claus
Selchower Weg 18

15827 Blankenfelde 15831 Mahlow
Robert Nicolai Christian Radtke-Kruft
Fontaneplatz 5 Siegfriedstrae 60
15834 Rangsdorf 14513 Teltow
Matthias Schubert Martina Pohske
Unterberg 31 Keplerstrafe 23
14532 Kleinmachnow 15831 Mahlow

2.3
Martin Henkel Christian Selch
Seestralle 68 Potsdamer Strafle 2
15738 Zeuthen 15738 Zeuthen

Feststellungsbescheid
des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
gemifl § 6 Absatz 5 der Verpackungsverordnung 2.4
zugunsten der
RKD Recycling Kontor Dual GmbH & Co. KG

Vom 27. Marz 2012

Auf den Antrag der RKD Recycling Kontor Dual GmbH & Co. 2.5
KG, Waltherstr. 49 - 51, 51069 Kéln (nachfolgend: ,,Antragstel-

lerin“ genannt) vom 22. November 2011 erldsst das Landesamt

fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz des Landes
Brandenburg gemif} § 6 Absatz 5 der Verpackungsverordnung
(VerpackV) folgenden Bescheid:

1. Es wird festgestellt, dass die Antragstellerin im Gebiet des

Landes Brandenburg ein System eingerichtet hat, das

flachendeckend eine regelmiBige Abholung gebrauchter

Verkaufsverpackungen der Fraktionen LVP, Glas und

PPK beim privaten Endverbraucher oder in dessen Néhe

in ausreichender Weise gewéhrleistet.

2.6

2. Die Feststellung ergeht mit folgenden Nebenbestimmun-

gen:

2.1  Die Vertrige, die die Erfassung von Verkaufsverpackun-
gen zum Vertragsgegenstand haben, haben zu gewihrleis-
ten, dass alle vom privaten Endverbraucher zur Samm-
lung bereitgestellten Verpackungen eingesammelt werden.
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Der von der Antragstellerin bis zum 1. Mai eines jeden
Jahres zu erbringende Nachweis iiber die in das System
eingebrachten, erfassten und einer Verwertung zugefiihr-
ten Mengen gebrauchter Verkaufsverpackungen (Mengen-
stromnachweis) ist entsprechend der Mitteilung der
Bund/Lénder-Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 37
Anforderungen an Hersteller und Vertreiber im Rahmen
der Riicknahme von Verkaufsverpackungen, der Hinter-
legung der Vollstindigkeitserkldrung sowie zur Priifung
der Mengenstromnachweise durch Sachverstdndige*
(Stand Dezember 2009, Anlage™) zu gestalten. Ohne
besondere Aufforderung ist der Mengenstromnachweis
dem Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz Brandenburg auf EDV-Datentriger vorzulegen.

Sollte die Verwertung im Ausland auflerhalb des OECD-
Raumes erfolgen, ist auf Anforderung von der Antrag-
stellerin eine Genehmigung des zustdndigen Ministeri-
ums des Importlandes vorzulegen, soweit die Verwertung
nicht einer Notifizierung gemif der Verordnung (EG)
Nr. 1013/2006 iiber die Verbringung von Abféllen bedarf.
Den Originaldokumenten sind Ubersetzungen in deut-
scher Sprache von vereidigten Ubersetzern beizufiigen.

Im Priifbericht zum Mengenstromnachweis sind die ins-
gesamt gesammelten Mengen und der Anteil der Antrag-
stellerin nachvollziehbar darzulegen.

Im Mengenstromnachweis sind auch die Mengen und die
Verwertung der Verkaufsverpackungen aus der Eigen-
riicknahme gemaf § 6 Absatz 1 Satz 5 VerpackV zu bele-
gen, fiir die Vertreiber an den Antragsteller geleistete Ent-
gelte zurtickerhalten haben.

In den Mengenstromnachweis diirfen nur Mengen aufge-
nommen werden, die aus Gebietskorperschaften stam-
men, fiir deren Bundesland der RKD eine Anerkennung
als System nach § 6 Absatz 5 VerpackV vorliegt. Insoweit
ist auch der Ausgleich von Mehrmengen zwischen
Gebietskorperschaften beschrankt.

Werden Leistungs- oder Verwertungsvertrige, die die
Antragstellerin mit Entsorgungs- bzw. Verwertungsunter-
nehmen oder anderen Systembetreibern abgeschlossen
hat, durch einen der Vertragspartner gekiindigt, so hat die
Antragstellerin  dies dem Landesamt fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz des Landes Branden-
burg unverziiglich schriftlich mitzuteilen. Bis zum Ende
der jeweils vertraglich festgelegten ordentlichen Kiindi-
gungsfrist ist ein neuer Vertrag vorzulegen, der die zur
Erfiillung der Systemanforderungen erforderlichen Ver-
pflichtungen des gekiindigten Vertrages in vollem Umfang
iibernimmt.

Sollte eine der Abstimmungsvereinbarungen zwischen
RKD und den 6ffentlich-rechtlichen Entsorgungstrigern
gekiindigt werden oder auslaufen, so ist im Rahmen der
hierin vereinbarten Fristen eine neue Abstimmungs-
vereinbarung zu schlieflen.

*  Die Anlage wird hier nicht verdffentlicht.
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2.8

2.9
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Zur Sicherstellung der Pflichten der Systembetreiber ist
die Sicherheitsleistung in Form einer selbstschuldneri-
schen Biirgschaft einer deutschen Sparkasse oder Grof3-
bank oder durch Hinterlegung nach dem Brandenburgi-
schen Hinterlegungsgesetz (BbgHintG) unwiderruflich
und unbefristet zu erbringen. Die Biirgschaft hat zu Guns-
ten des Landes Brandenburg, vertreten durch Landesamt
fur Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz des Lan-
des Brandenburg zu erfolgen. Die Bankbiirgschaft ist im
Original beim Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz des Landes Brandenburg zu hinter-
legen.

Auf Einreden der Anfechtbarkeit, der Aufrechenbarkeit
und der Vorausklage gemédlB §§ 770, 771 BGB ist zu ver-
zichten.

Die Hohe der Sicherheitsleistung wird jéhrlich an den
erreichten Marktanteil des Systembetreibers auf der
Grundlage des Mengenstromnachweises oder erforder-
lichenfalls bei erheblichen Anderungen des Entsorgungs-
marktes angepasst. Eine Neufestlegung der Sicherheits-
leistung seitens des Landesamtes fiir Umwelt, Gesundheit
und Verbraucherschutz erfolgt jedoch nur, wenn die
Abweichung zur hinterlegten Sicherheit mehr als 25 %
oder mehr als 10.000 € betrégt.

Die Riickgabe der hinterlegten Biirgschaft erfolgt Zug um
Zug gegen Hinterlegung der neuen Biirgschaftsurkunde.
Ein entsprechend dem BbgHintG auf einem Konto der
Landeshauptkasse eingezahlter Betrag wird durch entspre-
chende Riick- oder Zuzahlungen an die neu berechnete
Sicherheit angepasst. Bei Nichterfiillung dieser Neben-
bestimmung kann der Bescheid widerrufen werden.

Die Hohe der Sicherheitsleistung betrdgt

9.600 €
(in Worten: neuntausendsechshundert Euro)

Sie wird neu festgelegt, wenn die neu berechnete Sicher-
heit um mehr als 2.400 € nach oben oder unten von diesem
Betrag abweicht.

Die Antragstellerin hat der feststellenden Behorde unauf-
gefordert unverziiglich alle Informationen zu tibermitteln,
die die Voraussetzungen der Feststellung beriihren oder in
Frage stellen konnen.

Dies gilt auch fiir Verdnderungen der Antragstellerin mit
gesellschaftlichem oder wirtschaftlichem Bezug, die sich
z. B. auf die Erfiillbarkeit der Biirgschaftserklarung aus-
wirken kdnnen.

Die Antragstellerin ist verpflichtet, der feststellenden
Behorde und den von ihr beauftragten Dritten alle von der
feststellenden Behorde fiir notwendig erachteten Aus-
kiinfte zu erteilen, die zur Uberwachung der Einhaltung
der sich aus der Verpackungsverordnung ergebenden
Anforderungen benétigt werden. Ebenso ist dafiir zu sor-

gen, dass Zutritt zu den zur Umsetzung der Verpackungs-
verordnung genutzten Anlagen und die erforderliche Ein-
sicht in die Unterlagen gewéhrt wird.

2.10 Anderungen, Erginzungen und die Aufnahme von nach-
traglichen Auflagen bleiben, soweit dies fiir die Erftillung
der Feststellungsvoraussetzungen erforderlich ist, vorbe-

halten.
3. Dieser Bescheid ist sofort vollziehbar.
4. Beim Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbrau-

cherschutz des Landes Brandenburg, Haus 3, Raum 131,
Montag bis Donnerstag von 8.00 bis 15.00 Uhr und frei-
tags von 8.00 bis 14.00 Uhr kann der Bescheid mit
Begriindung innerhalb von einem Monat nach Bekannt-
gabe eingesehen werden.

5. Die Antragstellerin trigt die Kosten des Verfahrens. Die
Kostenentscheidung ergeht durch gesonderten Bescheid.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid koénnen Sie innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch erheben. Ein schriftlicher Wider-
spruch ist an das Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz Brandenburg, Postfach 60 10 61, 14410 Pots-
dam, zu richten. Zur Niederschrift kann der Widerspruch beim
Landesamt fur Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Brandenburg, Seeburger Chaussee 2, 14476 Potsdam OT Grof3
Glienicke, Haus 3, Raum 131, eingelegt werden.

Aufgrund der angeordneten sofortigen Vollziehung dieses
Bescheides entfillt die aufschiebende Wirkung eines Wider-
spruchs. Auf Antrag kann das Verwaltungsgericht Potsdam,
Friedrich-Ebert-Stra3e 52 in 14469 Potsdam, die aufschiebende
Wirkung des Widerspruchs wiederherstellen.

Vorpriifung zur Feststellung des Unterbleibens
der Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb einer
Biomethaneinspeiseanlage in 14959 Trebbin
OT Klein Schulzendorf

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 17. April 2012

Die Firma NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH
Co. KG beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zur Errichtung und zum
Betrieb einer Biomethaneinspeiseanlage mit einer Fliissiggas-
lagerung von maximal 29 Tonnen auf dem Grundstiick Trebbi-
ner Strafie 19 in 14959 Trebbin, Gemarkung Klein Schulzen-
dorf, Flur 1, Flurstiick 800.
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Es handelt sich hierbei um eine Anlage der Nummer 9.1 b) Spal-
te 2 des Anhangs der Verordnung iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen (4. BImSchV) sowie auf Grund der Kumulierung mit
der Biogasanlage einschlieBlich der Lagerung von maximal
15,915 Tonnen Biogas am Vorhabensstandort um ein Vorhaben
der Nummer 9.1.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes iiber die
Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG).

Somit war fiir das beantragte Vorhaben eine allgemeine Vorprii-
fung des Einzelfalles nach § 3c Absatz 1 UVPG durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsverfah-
rens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstéindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen kdnnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 0355 4991-1411 wihrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Stid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 4.27, Von-Schon-Strale 7 in 03050 Cottbus eingesehen
werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhnli-
che Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BiImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBI. I S. 3830), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom
24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212) geéndert worden ist.

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Miérz 1997 (BGBI. I S. 504), die durch Artikel 5 Absatz 13
des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212) gedndert
worden ist.

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), das durch Artikel 5 Absatz 15 des Gesetzes vom
24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212) geéndert worden ist.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Errichtung und Betrieb einer Broilermastanlage
in 16269 Wriezen, OT Liidersdorf

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 17. April 2012

Der Landwirtschaftsbetrieb Nico Bartsch, Liidersdorfer Dorf-
straBe 1 A in 16269 Wriezen, OT Liidersdorf beantragt die
Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(BImSchG), auf dem Grundstiick in 16269 Wriezen, OT Liiders-
dorf, Gemarkung Liidersdorf, Flur 9, Flurstiick 1 eine Broi-
lermastanlage zu errichten und zu betreiben.

Bei der Anlage zur Mast von Broilern handelt es sich um eine
Anlage der Nummer 7.1 c) der Spalte 1 des Anhanges der Ver-
ordnung iiber genehmigungsbediirftige Anlagen (4. BImSchV)
sowie um ein Vorhaben der Nummer 7.3.1 Spalte 1 der Anlage
des Gesetzes tiber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG).

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Neuerrichtung einer
Broilermastanlage mit 162.000 Tierplétzen, einschlieBlich aller
erforderlichen Nebeneinrichtungen.

Die Broiler werden in drei Typenstille gehalten, die mit einer
Zwangsliiftung nach dem Unterdruckprinzip ausgeriistet sind.

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im 1. Quartal 2013 vorgese-
hen.

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehdrigen Unterlagen
werden einen Monat vom 25. April 2012 bis einschlieBlich
24. Mai 2012 im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfah-
rensstelle, Mullroser Chaussee 50, Zimmer 103 in 15236 Frank-
furt (Oder) und in der Stadtverwaltung Wriezen, Freienwalder
Strafie 50, Zimmer 17 in 16269 Wriezen ausgelegt und kdnnen
dort wihrend der Dienststunden von jedermann eingesehen
werden.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben kdnnen wihrend der Ein-
wendungsfrist vom 25. April 2012 bis einschlieflich 7. Juni
2012 schriftlich beim Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz, Regionalabteilung Ost, Genehmigungs-
verfahrensstelle, Postfach 601061 in 14410 Potsdam oder
bei der Stadtverwaltung Wriezen, Freienwalder Strafle 50 in
16269 Wriezen erhoben werden. Mit Ablauf der Einwendungs-
frist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf
besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.
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Erorterungstermin

Die form- und fristgerechten Einwendungen werden in einem
Erorterungstermin am 7. August 2012 um 10:00 Uhr in der
Stadtverwaltung Wriezen, Freienwalder Strafie 50, Rathaus-
saal in 16269 Wriezen erértert. Kann die Erorterung an diesem
Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Erdrterungstermin an
den folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewie-
sen, dass die formgerecht erhobenen Einwendungen auch bei
Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-
dungen erhoben haben, erértert werden.

Wurden Einwendungen form- und fristgerecht nicht erhoben,
findet kein Erorterungstermin statt.

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbehor-
den, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu geben. Auf
Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und Anschrift
vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese
zur ordnungsgemafen Durchfithrung des Genehmigungsverfah-
rens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entscheidung
tiber die Einwendungen kann durch 6ffentliche Bekanntmachung
ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hnli-
che Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBI. IS. 3830), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212).

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Mérz 1997 (BGBL. I S. 504), zuletzt gedndert durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212).

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBL. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470).

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom
24. Februar 2012 (BGBL. I S. 212)

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Ost
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens einer
Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb einer
Legehennenanlage mit 39.990 Legehennenpliitzen
in 17326 Briissow/GT Grimme

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 17. April 2012

Die Firma Stefan Hohlbein, Puschkinstraf3e 14 ain 17326 Briissow
beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grundstiick 17326 Briis-
sow/GT Grimme in der Gemarkung Grimme, Flur 1, Flurstiick 123
(Landkreis Uckermark) eine Legehennenanlage zu errichten
und zu betreiben.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 7.1a) Spalte 2
des Anhanges der Verordnung iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 7.1.3
Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes liber die Umweltvertraglich-
keitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine stand-
ortbezogene Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsverfah-
rens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriager vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbsténdig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unterla-
gen kénnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter der
Telefonnummer 0335 560-3182 wihrend der Dienstzeiten im
Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 103, Miillroser Chaussee 50, 15236 Frankfurt (Oder) einge-
sehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhnli-
che Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBI.IS.3830), zuletzt geéndert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Mirz 1997 (BGBI. I S. 504), zuletzt gedndert durch
Artikel 5 des Gesetztes vom 24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212)
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Gesetz tiber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom
24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212)

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Ost
Genehmigungsverfahrensstelle

Genehmigung fiir zwei Windkraftanlagen in
Mirkische Heide, Gemarkung Klein Leine

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 17. April 2012

Der Firma Glietzer Wald GmbH, Voltaireweg 4 a in 14469 Pots-
dam wurde die Genehmigung geméiB § 4 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes erteilt, zwei Windkraftanlagen des Typs Ves-
tas V 90 mit einer Nabenhohe von 125 m und einem Rotor-
durchmesser von 90 m auf dem Grundstiick in 15913 Mérkische
Heide OT Klein Leine, Gemarkung Klein Leine, Flur 2, Flur-
stiick 268 zu errichten und zu betreiben.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt.

Auslegung

Der Genehmigungsbescheid liegt in der Zeit vom 18.04.2012
bis zum 02.05.2012 im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz, Regionalabteilung Siid (LUGV), Genehmi-
gungsverfahrensstelle, Von-Schon-Strale 7 in 03050 Cottbus,
Zimmer 4.27 und bei der Gemeinde Markische Heide, Bauamt,
Schlossstrafle 13 ain 15913 Markische Heide, OT Grof3 Leuthen
zur Einsichtnahme von jedermann wihrend der Dienststunden
aus. Bei Einsichtnahme im LUGV wird um telefonische Anmel-
dung unter der Telefonnummer 0355 4991-1411 gebeten.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als be-
kannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die oben genannte Genehmigung kann innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der
Widerspruch ist beim Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz, Regionalabteilung Siid, Von-Schon-Strafle 7
in 03050 Cottbus schriftlich oder miindlich zur Niederschrift
einzulegen.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhnli-
che Vorgéinge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BlImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBL. I S. 3830), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom
24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212) gedndert worden ist.

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI.1S. 1001), die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2007 (BGBL. I S. 2470) geéndert worden ist.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid,
Genehmigungsverfahrensstelle

Errichtung und Betrieb von drei Windkraftanlagen
in 04931 Moéglenz

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 17. April 2012

Die Firma UKA Meifen Projektentwicklung GmbH & Co. KG,
Dr. Eberle-Platz 1 in 01662 Meiflen beantragt die Genehmigung
nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchQG),
drei Windkraftanlagen auf den Grundstiicken in 04931 Mdoglenz,
Gemarkung Méglenz, Flur 5, Flurstiicke 141/58, 142/58 und
163/41 zu errichten und zu betreiben.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den
Betrieb von drei Windkraftanlagen des Typs VESTAS V 112-3.0
MW mit einem Rotordurchmesser von 112 m und einer Naben-
hohe von 140 m. Die Leistung je Anlage betrdgt 3 MW,;.

Die Inbetriebnahme der Windkraftanlagen ist im IV. Quartal
2012 vorgesehen.

1. Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehorigen Unterlagen
werden einen Monat vom 25.04.2012 bis einschlieBlich
24.05.2012 im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfah-
rensstelle, Von-Schon-Strafle 7 in 03050 Cottbus, Zimmer 4.27,
und in der Stadtverwaltung Bad Liebenwerda, Bauamt, Markt 1
in 04924 Bad Liebenwerda ausgelegt und konnen dort wahrend
der Dienststunden von jedermann eingesehen werden.
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II. Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben kdnnen wihrend der Ein-
wendungsfrist vom 25.04.2012 bis einschlieB8lich 07.06.2012
schriftlich bei einer der vorgenannten Stellen erhoben werden.
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen.

I11. Erdrterungstermin

Soweit gegeniiber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs-
behorde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob
ein Erorterungstermin durchgefiihrt wird.

Findet aufgrund dieser Entscheidung kein Erdrterungstermin
statt, so wird dies nochmals gesondert 6ffentlich bekannt gemacht.

Der Erorterungstermin ist vorgesehen am 08.08.2012 um
10:00 Uhr im Saal des Gasthauses Schirrmeister, Haupt-
strafie 14 in 04931 Moglenz. Kann die Erérterung an diesem
Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Erorterungstermin an
den folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewie-
sen, dass die formgerecht erhobenen Einwendungen auch bei
Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-
dungen erhoben haben, erértert werden.

IV. Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbehor-
den, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu geben. Auf
Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und Anschrift
vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese
zur ordnungsgeméfBen Durchfithrung des Genehmigungsverfah-
rens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entscheidung
tiber die Einwendungen kann durch 6ffentliche Bekanntmachung
ersetzt werden.

Fiir das Vorhaben wurde gemdBl § 3c des Gesetzes iiber die
Umweltvertraglichkeitspriifung eine allgemeine Vorpriifung des
Einzelfalls durchgefiihrt. Es wurde festgestellt, dass keine Ver-

pflichtung zur Durchfithrung einer Umweltvertriglichkeits-
priifung (UVP) besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstdndig anfechtbar. In die Unter-
lagen sowie in die Begriindung fiir das Entfallen der UVP-
Pflicht kann im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, Regionalabteilung Siid, Genehmigungsver-
fahrensstelle, Zimmer 4.27, Von-Schon-Strafle 7 in 03050 Cott-
bus eingesehen werden.

V. Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhnli-
che Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBI. T S. 3830), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom
24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212) geédndert worden ist.

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Mirz 1997 (BGBI. I S. 504), die durch Artikel 5 Absatz 13
des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBL. I S. 212) geédndert
worden ist.

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBL. I S. 1001), die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470) gedndert worden ist.

Gesetz tiber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), das durch Artikel 5 Absatz 15 des Gesetzes vom
24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212) gedndert worden ist.

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Stid
Genehmigungsverfahrensstelle
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BEKANNTMACHUNGEN DER KORPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND
STIFTUNGEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

AOK Nordost — Die Gesundheitskasse

Anderungen im Verwaltungsrat

Vom 20. Marz 2012

Die mit dem endgiiltiges Wahlergebnis der Sozialversiche-
rungswahlen 2011 bei der AOK Nordost — Die Gesundheitskas-
se und der Pflegekasse bei der AOK Nordost — Die Gesundheits-
kasse vom 26. September 2011 (ABI. S. 1884) veroffentlichten
Listen des Verwaltungsrates der AOK Nordost — Die Gesund-
heitskasse sind wie folgt zu dndern:

Gruppe der Versicherten:

Stellvertreter
Lfd. Name Geburtsjahr ~ Anschrift
Nr. Vorname

ausgeschieden:

8 Voelzke 1954 AmPark 1a
Peter 17039 Trollenhagen
13 Boéhmert 1959 Stegekampring 16
Frank 18209 Bartenshagen-
Parkentin

neu gewdhlt:

8 Klepp 1974 Zinnowitzer Strafle 5
Mario 17034 Neubrandenburg

13 Dottermusch 1954 Rahnstadter Weg 27
Sabine 18069 Rostock

Potsdam/Berlin, den 20. Marz 2012

Der Verwaltungsrat der AOK Nordost — Die Gesundheitskasse
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend verdffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spiter als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spitestens im Termin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Glaubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht beriicksichtigt und bei der Ver-
teilung des Versteigerungserloses dem Anspruch des Glaubigers
und den tibrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der
Anspruch aus diesem Recht giinzlich unberiicksichtigt.

Es ist zweckmaiBig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge-
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung aus
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol-
gung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen.
Der Berechtigte kann die Erklarung auch zur Niederschrift der
Geschiftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehors
entgegensteht, wird aufgefordert, die Authebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht
den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das Recht der
Versteigerungserlds an die Stelle des versteigerten Gegenstan-
des.

Amtsgericht Bad Liebenwerda

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 3. Juli 2012, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Schonborn Blatt 739 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

1 Schonborn 3 147 Gebaude- und Freifldche 785 m?
Hauptstr.

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Ehemaliges Wohn- und Geschéfts-
haus mit Nebengebédude in der Hauptstralle 62

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 02.04.2009.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 20.000,00 EUR.

Im Termin am 07.04.2011 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hilfte des Grundstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschifts-Nr.: 15 K 37/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 3.Juli2012,11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Domsdorf Blatt 180 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie
1 Domsdorf 3 193/10  Gebdude- und Freifliache 455 m?
Siedlung 93

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem sanierten Ein-
familienhaus (Doppelhaushilfte), einer Garage und Carport.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 30.09.2011.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 55.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 62/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 5. Juli 2012, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Zeckerin Blatt 551 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung
gemdl Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

2 Zeckerin 4 671 Gebdude- und Freifliche 1.101 m?
Am Park 10
Gebiude- und Freifldche 726 m?
Am Park 10

2 Zeckerin 4 672

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: bebaut mit einem um 1900 erbau-
ten eingeschossigen Wohnhaus, einem um 1900 erbauten und
um 1980 aufgestockten zweigeschossigen Wohnhaus mit Wind-
fang, Nebengebdude, Fertigteilgarage sowie Hofscheune mit
Uberdachung.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 18.10.2011.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 116.500,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 15 K 65/11
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Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 5. Juli 2012, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Krobeln Blatt 162 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe
1 Krébeln 7 104/2 1.469 m’

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem Wohnhaus (B;.
ca. 1920, leer stehend) sowie Nebengebidude, belegen Riesaer
Strafle 25.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 15.08.2011.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 26.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 42/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, S. Juli 2012, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Elsterwerda Blatt 2671 eingetragene Grundstiick; Bezeich-
nung gemif Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe
1 Elsterwerda 27 650/120 Stolzenhainer Str. 7 2.966 m*

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Wohn-/Gewerbegrundstiick bebaut
mit einem Wohngebaude, einem Biiro-, Werkstatt-/Lagergebéu-
de, zwei Lagergebiuden und einer Uberdachung.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 08.09.2011.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 250.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 53/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 10. Juli 2012, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, der im Grundbuch von
Buckau Blatt 194 eingetragene hilftige Miteigentumsanteil am
Grundstiick; Bezeichnung geméil Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofle

2 Buckau 2 243/43  Gebidude- und Freifliche, 570 m?
Buckauer Straf3e 50

versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Miteigentumsanteil an einem
Grundstiick, welches mit 2 Baukoérpern bebaut ist.

Der Versteigerungsvermerk fiir den Miteigentumsanteil von
Daniel Linke ist in das genannte Grundbuch eingetragen worden
am 24.09.2010.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 3.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 82/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 10. Juli 2012,10:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Doberlug-Kirchhain Blatt 3785 eingetragene Grundstiick;
Bezeichnung gemél3 Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

3 Doberlug- 6 349
Kirchhain

Gebdude- und Freifliche 556 m?
Am Markt 4

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem Wohn- und
Geschéftshaus (leer stehend), Hinterhaus, separate Nebengebéu-
de sowie einem Wohngebdude ohne wirtschaftliche Nutzung.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 30.05.2011.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 162.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15K 31/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 17. Juli 2012, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Hohenleipisch Blatt 707 eingetragene Grundstiick; Bezeich-
nung gemif Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

1 Hohen- 2 130 1.443 m?
leipisch

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem kleinen, nicht
fertig gestellten Gebdude mit Anbau.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 07.06.2011.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 10.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 33/11

Zwangsversteigerung

Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am
Dienstag, 17. Juli 2012, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-

platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
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Elsterwerda Blatt 3141 eingetragene Grundstiick; Bezeich-
nung geméil Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofle
1 Elsterwerda 10 408/43  Gebidude- und Gebdude- 1.471m’
nebenfliachen

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem Einfamilien-
haus (Doppelhaushilfte; Bj. ca. 1960 - 1965) mit Anbau im
Horstweg 2.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 08.09.2011.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-

gesetzt auf 37.000,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 15 K 50/11

Amtsgericht Cottbus

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung zum Zwecke der Aufthebung
der Gemeinschaft sollen am
Dienstag, 10. Juli 2012, 14:00 Uhr
im Amtsgericht Cottbus, Gerichtsplatz 2 in Cottbus, II. Ober-
geschoss, Saal 313, die im Grundbuch von Hinchen Blatt 367
eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung geméill Bestands-
verzeichnis:
1fd. Nr. I, Gemarkung Hénchen, Flur 2, Flurstiick 85, Land-
wirtschaftsfliche, Nordlich der L 50, GrofBe:
5.657 m?
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Héanchen, Flur 2, Flurstiick 151, Land-
wirtschaftsfliche, Waldflaiche, Nahe Annahofer
Teiche, Grof3e: 9.219 m?
Ifd. Nr. 5, Gemarkung Hénchen, Flur 2, Flurstiick 208, Alte
Siedlung 8, Gebdude- und Freifldche, Grofe: 718 m?
versteigert werden.
Bei den Grundstiicken 1fd. Nr. 1 und 2 handelt es sich laut Gut-
achten vom 16.12.2011 um unbebaute Acker und Waldflachen.
Das Grundstiick 1fd. Nr. 5 ist mit einem ruindsen 2-geschossigen
ehemaligen Wohnhaus und ebenfalls ruindsen Nebengebduden
bebaut.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
19.04.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf'2.900,00 EUR fiir das Grundstiick 1fd. Nr. 1,

auf3.900,00 EUR fiir das Grundstiick 1fd. Nr. 2 und

auf 1,00 EUR fiir das Grundstiick 1fd. Nr. 5.

Geschifts-Nr.: 59 K 25/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 1. August 2012, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus,
Gerichtsplatz 2, 1. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch
von Débern Blatt 386 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung

gemil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 2, Gemarkung Débern, Flur 1, Flurstiick 159, Gebaude-
und Freiflache, Rosenstrale 4 a, GroBe: 1.838 gm

versteigert werden.

(Laut vorliegendem Gutachten ist das Grundstiick bebaut mit

einem freistehenden, 1 1/2- geschossigen, nicht unterkellerten

Mehrfamilienhaus [4 WE, WF ca. 384 qm] mit angebauter Dop-

pelgarage, Bj. ca. 1994; Wintergartenanbau B;j. ca. 2002)

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

16.03.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 325.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 20/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 7. August 2012, 8.00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus,
Gerichtsplatz 2, 1. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch
von Brunschwig Blatt 5973 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung geméif Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 2, Gemarkung Brunschwig, Flur 67, Flurstiick 255,
Ernst-Heilmann-Weg 29, Gebdude- und Freifliche,
939 m?
versteigert werden.
Laut vorliegendem Gutachten ist das Wohngrundstiick mit einem
teilunterkellerten Wohnhaus (Doppelhaushdlfte) mit ELW
(Bj. 1923, Modernisierung 1988, 1999/2000), einem gering
unterkellerten Wohnhausanbau mit Biiro (Bj. 1928 tlw. 1974,
Modernisierung 2003) und einem Schuppen bebaut.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
28.03.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 136.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 18/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 8. August 2012, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus,

Gerichtsplatz 2, 1. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch

Forst (Lausitz) Blatt 10336 cingetragene Grundstiick, Bezeich-

nung geméif Bestandsverzeichnis:

1fd. Nr. 3, Gemarkung Forst, Flur 33, Flurstiick 1417, Gebdu-

de- und Freifldche, Landwirtschaftsfliche, Keuner
Str. 107, Grofle: 2.918 qm

versteigert werden.

(Laut vorliegendem Gutachten ist das Grundstiick wie folgt

bebaut:

- Wohn- und Geschiftshaus mit einer Gewerbeeinheit im Erd-
geschoss [grofle Lagerrdume, Ausstellungsbereich, Biiro,
Teekiiche] und 2 Wohnungen im Dachgeschoss [3- und
4-Raumwohnung], Bj. ca. 1996, tlw. aus einem alten Gebdu-
de entstanden, teilunterkellert

- ca. 120 gm grofer iiberdachter Lagerplatz

- weiterer liberdachter Lagerplatz

- Hiihnerstall)
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Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
11.05.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74a Absatz 5 ZVG wie folgt

festgesetzt:
Verkehrswert Grundstiick — auf 320.000,00 EUR
Zubehor auf 4.000,00 EUR.

Geschifts-Nr.: 59 K 44/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Mittwoch, 8. August 2012, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus,
Gerichtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313, die im Grundbuch
von Forst (Lausitz) Blatt 10336 cingetragenen Grundstiicke,
Bezeichnung gemél3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Forst, Flur 33, Flurstiick 1307, Land-
wirtschaftsflache, Keuner Str., Grofie: 43 qm
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Forst, Flur 33, Flurstiick 1309, Land-
wirtschaftsfliche, Enzianweg, Grofe: 561 qm
versteigert werden.
(Laut vorliegendem Gutachten sind die Grundstiicke unbebaut;
auf dem Flurstiick 1309 steht ein Mast mit einem Storchennest)
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
11.05.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemif § 74a Absatz 5 ZVG wie folgt
festgesetzt:

Grundstiick Ifd. Nr. 1 auf
Grundstiick Ifd. Nr. 2 auf
Geschifts-Nr.: 59 K 34/11

400,00 EUR
5.000,00 EUR.

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 31. Mai 2012, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von
Heinersdorf Blatt 659 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Heinersdorf, Flur 5, Flurstiick 207,
Gebédude- und Freifldche, Wohnen, Seestr. 6, Grofie:
1.436 m?*
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
04.05.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 50.000,00 EUR.

Postanschrift: Seestraie 6, 15518 Steinhofel OT Heinersdorf/
Behlendorf

Beschreibung: bebaut mit einer unterkellerten, eingeschossigen
Doppelhaushélfte mit teilweise ausgebautem Dachgeschoss
sowie einem Nebengebdude (Stall) mit angebautem Carport
Geschifts-Nr.: 3 K 55/11

Zwangsversteigerung
Zur Authebung der Gemeinschaft sollen am
Donnerstag, 31. Mai 2012, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, die im Grundbuch von
Diedersdorf Blatt 219 eingetragenen Grundstiicke, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Diedersdorf, Flur 2, Flurstiick 309,
Grofe: 12.467 m?
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Diedersdorf, Flur 2, Flurstiick 316,
Grofe: 8.166 m*
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
14.09.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Ifd. Nr. 1:
1fd. Nr. 2:

3.500,00 EUR
2.300,00 EUR.

Postanschrift: Die Sandfichten 15306 Vierlinden OT Dieders-
dorf

Beschreibung: unbebaute Waldflichen

Geschéfts-Nr.: 3 K 215/10

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 12. Juni 2012, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Wohnungsgrundbuch von
Fiirstenwalde Blatt 9232 eingetragene Wohnungseigentum,
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 1, 45,09/1.000stel Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
der Gemarkung Fiirstenwalde (Spree), Flur 131, Flurstiick 285,
Gebidude- und Freifliche, Uferstr. 6, 6 A, 6 B, Grofie: 2.182 m?
und Flur 131, Flurstiick 288, Gebdude- und Freifldche, Uferstr. 6,
6 A, 6 B, Grofie: 78 m?; verbunden mit dem Sondereigentum an
der Wohnung mit Loggia im Dachgeschoss des Hauses Nr. 2
nebst Keller im Untergeschoss; jeweils Nr. 13 des Aufteilungs-
planes.
Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt
(Blatt 9220 bis 9240). Der hier eingetragene Miteigentumsanteil
ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehérenden
Sondereigentumsrechte beschriankt.
Sondernutzungsrechte: am Pkw-Einstellplatz Nr. 13.
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
16.08.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 71.000,00 EUR.

Nutzung: Zur Zeit vermietete Eigentumswohnung
Postanschrift: Uferstr. 6 A, 15517 Fiirstenwalde
Geschifts-Nr.: 3 K 114/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 13. Juni 2012, 9:00 Uhr
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im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,

15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Wohnungsgrundbuch

von Erkner Blatt 3951 auf die Namen:

a) *

b) *

-zuje 1/2 Anteil -

eingetragene Eigentum, Bezeichnung geméal Bestandsverzeich-

nis:

Ifd. Nr. 1,  98,90/1000stel Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick: Erkner, Flur 4, Flurstiick 517, Gebaude- und
Freiflache, Uferstr. 38, Grof3e: 1.027 m?

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Erd-

geschoss links und Kellerraum im Kellergeschoss; Nr. 1 des

Aufteilungsplanes.

Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt

(Grundbuch von Erkner Blatter 3951 bis 3957). Der hier ein-

getragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Mit-

eigentumsanteilen gehdrenden Sondereigentumsrechte be-

schrinkt. Nutzungsbeschrinkung: Als Wohnung gekennzeich-

nete Sondereigentumseinheiten dienen ausschlieSlich Wohn-

zwecken. Eine Anderung der Nutzungsart bedarf der Zustim-

mung des Verwalters;

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

07.03.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 63.000,00 EUR.

Postanschrift: Uferstr. 38, 15537 Erkner
Geschéfts-Nr.: 3 K 18/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 13. Juni 2012, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Wohnungsgrundbuch
von Erkner Blatt 3952 auf die Namen:
a) *
b) *
- zu je 1/2 Anteil -
eingetragene Eigentum, Bezeichnung gemal Bestandsverzeich-
nis:
Ifd. Nr. 1, 182,20/1000 Miteigentumsanteil an dem Grund-

stiick Flur 4, Flurstiick 517, Grofle: 1.027 qm,
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Erd-
geschoss rechts und Kellerraum im Kellergeschoss; Nr. 2 des
Aufteilungsplanes. Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grund-
buchblatt angelegt (Grundbuch von Erkner Blitter 3951 bis
3957). Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu
den anderen Miteigentumsanteilen gehorenden Sondereigen-
tumsrechte beschrankt. Nutzungsbeschrankung: Als Wohnung
gekennzeichnete Sondereinheiten dienen ausschlief8lich zu Wohn-
zwecken. Eine Anderung der Nutzungsart bedarf der Zustim-
mung des Verwalters;
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
07.03.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméal3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 98.000,00 EUR.

Postanschrift: Uferstr. 38, 15537 Erkner
Geschéfts-Nr.: 3 K 28/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 13. Juni 2012, 13:30 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Wohnungsgrundbuch
von Erkner Blatt 3953 auf die Namen:
a) *
b) *
-zuje 1/2 Anteil -
eingetragene Eigentum, Bezeichnung gemif Bestandsverzeich-
nis:
Ifd. Nr. 1, 147,31/1000 Miteigentumsanteil an dem Grund-

stiick Flur 4, Flurstiick 517, Grofle: 1.027 qm,
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Ober-
geschoss links und Kellerraum im Kellergeschoss; Nr. 3 des
Aufteilungsplanes. Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grund-
buchblatt angelegt (Grundbuch von Erkner Blitter 3951 bis
3957). Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu
den anderen Miteigentumsanteilen gehérenden Sondereigen-
tumsrechte beschrankt. Nutzungsbeschrankung: Als Wohnung
gekennzeichnete Sondereinheiten dienen ausschlieflich zu Wohn-
zwecken. Eine Anderung der Nutzungsart bedarf der Zustim-
mung des Verwalters;
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
07.03.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 89.000,00 EUR.

Postanschrift: Uferstr. 38, 15537 Erkner
Geschifts-Nr.: 3 K 38/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 20. Juni 2012, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Wohnungsgrundbuch
von Erkner Blatt 3956 auf die Namen:

a)

*

b) *
- zu je 1/2 Anteil -
eingetragene Eigentum, Bezeichnung gemif Bestandsverzeich-
nis:

Ifd. Nr. 1, 137,39/1000 Miteigentumsanteil an dem Grund-

stiick Flur 4, Flurstiick 517, GroBe: 1.027 qm,

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Dach-
geschoss rechts und Kellerraum im Kellergeschoss; Nr. 6 des
Aufteilungsplanes. Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grund-
buchblatt angelegt (Grundbuch von Erkner Blétter 3951 bis
3957). Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu
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den anderen Miteigentumsanteilen gehdrenden Sondereigen-
tumsrechte beschrinkt. Nutzungsbeschrankung: Als Wohnung
gekennzeichnete Sondereinheiten dienen ausschlielich zu Wohn-
zwecken. Eine Anderung der Nutzungsart bedarf der Zustim-
mung des Verwalters.

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
07.03.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 92.000,00 EUR.

Postanschrift: Uferstr. 38, 15537 Erkner
Geschifts-Nr.: 3 K 118/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 20. Juni 2012, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Wohnungsgrundbuch
von Erkner Blatt 3955 auf die Namen:
a) *
b)
- zu je 1/2 Anteil -
eingetragene Eigentum, Bezeichnung geméal Bestandsverzeich-
nis:
Ifd. Nr. 1, 153,69/1000 Miteigentumsanteil an dem Grund-

stiick Flur 4, Flurstiick 517, Grofe: 1.027 qm,
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Dach-
geschoss links mit 1 Raum im Spitzdach und Kellerraum im
Kellergeschoss; Nr. 5 des Aufteilungsplanes. Fiir jeden Mit-
eigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Grundbuch
von Erkner Blétter 3951 bis 3957). Der hier eingetragene Mit-
eigentumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigentums-
anteilen gehorenden Sondereigentumsrechte beschrankt. Nut-
zungsbeschrankung: Als Wohnung gekennzeichnete Sonder-
einheiten dienen ausschlieBlich zu Wohnzwecken. Eine Ande-
rung der Nutzungsart bedarf der Zustimmung des Verwalters.
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
07.03.2011 eingetragen worden.

*

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 93.000,00 EUR.

Postanschrift: Uferstr. 38, 15537 Erkner
Geschifts-Nr.: 3 K 108/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 20. Juni 2012, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Wohnungsgrundbuch
von Erkner Blatt 3954 auf die Namen:
a) *
b) *
-zuje 1/2 Anteil -

eingetragene Eigentum, Bezeichnung gemaf Bestandsverzeich-
nis:
Ifd. Nr. 1, 138,73/1000 Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick Flur 4, Flurstiick 517, Grof3e: 1.027 qm,
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Ober-
geschoss rechts und Kellerraum im Kellergeschoss; Nr. 4 des
Aufteilungsplanes. Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grund-
buchblatt angelegt (Grundbuch von Erkner Blitter 3951 bis
3957). Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu
den anderen Miteigentumsanteilen gehorenden Sondereigen-
tumsrechte beschrankt. Nutzungsbeschrinkung: Als Wohnung
gekennzeichnete Sondereinheiten dienen ausschlieflich zu Wohn-
zwecken. Eine Anderung der Nutzungsart bedarf der Zustim-
mung des Verwalters.
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
07.03.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 84.000,00 EUR.

Postanschrift: Uferstr. 38, 15537 Erkner
Geschifts-Nr.: 3 K 48/11

Amtsgericht Guben

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 2. August 2012, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Guben, Alte Poststra-
Be 66, I. Obergeschoss, Saal 210, das im Grundbuch von Guben
Blatt 4337 ecingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemal
Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Guben, Flur 12, Flurstiick 245/2, Geb&u-
de- und Gebaudenebenflachen, Schulstra3e 1, Grofe:
1.737 qm
versteigert werden.
(Laut vorliegendem Gutachten handelt es sich um ein Gewerbe-
objekt [Autohaus], bebaut mit Hauptgebdude [Pavillon, Werk-
statt], Bj. ca. 1960 und 2 Nebengebduden [Annahme, Sozialteil,
Werkstatt, Lager]; Bj. ca. 1920, Modernisierungen in den 90er
Jahren; Sanierungsgebiet)
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
23.03.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG wie folgt
festgesetzt:

fiir das Grundstiick auf 120.000,00 EUR
fiir das Grundstiickszubehor auf 500,00 EUR.
AZ:40K 6/10

Zwangsversteigerung

Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Donnerstag, 9. August 2012, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichtes Guben, Alte Poststr. 66,
03172 Guben, Saal 210 (im 1. Obergeschoss) die im Grundbuch
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von Sembten Blatt 67 eingetragenen Grundstiicke, Bezeich-

nung geméil Bestandsverzeichnis:

I1fd. Nr. 16, Gemarkung Sembten, Flur 1, Flurstiick 89, 4.960 m*

Ifd. Nr. 30, Gemarkung Sembten, Flur 2,
Flurstiick 444, Verkehrsflache, Waldfldche, Nahe
Krétenpfuhl, 24.192 m?
Flurstiick 445, Waldfliche, Nahe Krétenpfuhl,
7.725 m?

Ifd. Nr. 31, Gemarkung Sembten, Flur 2,
Flurstiick 442, Waldflache, Parkstralle, 52.391 m?
Flurstiick 443, Waldflache, Parkstrafie, 18.590 m?

1fd. Nr. 32, Gemarkung Sembten, Flur 1, Flurstiick 34, Wald-
flache, Die Bresen, 42.800 m?

Ifd. Nr. 33, Gemarkung Sembten, Flur 1, Flurstiick 41, Wald-
flache, Schmusche, 58.749 m?

Ifd. Nr. 34, Gemarkung Sembten, Flur 1, Flurstiick 43, Wald-
flache, Am Buchwaldsee, 4.882 m?

1fd. Nr. 35, Gemarkung Sembten, Flur 1, Flurstiick 50, Wald-
flache, Klobt, 4.564 m?

Ifd. Nr. 36, Gemarkung Sembten, Flur 1, Flurstiick 57, Ver-
kehrsflache, Waldfliche, Am Buchwaldseegraben,
19.050 m?

Ifd. Nr. 37, Gemarkung Sembten, Flur 1, Flurstiick 58, Ver-
kehrsfliache, Waldfliche, Am Buchwaldseegraben,
14.460 m?

Ifd. Nr. 39, Gemarkung Sembten, Flur 1, Flurstiick 90, Wald-
flache, Vorwerkschlag, 22.400 m*

Ifd. Nr. 40, Gemarkung Sembten, Flur 1, Flurstiick 15, Wald-
fliche, Am Weg nach Bomsdorf, 14.158 m*

1fd. Nr. 41, Gemarkung Sembten, Flur 2, Flurstiick 151/1,
Waldfldche, Sabraschke, 30.327 m?

Ifd. Nr. 42, Gemarkung Sembten, Flur 2, Flurstiick 154, Wald-
flache, Sabraschke, 35.676 m?

Ifd. Nr. 43, Gemarkung Sembten, Flur 2, Flurstiick 166, Wald-
fliche, Krotenpfuhl, 1.727 m?

1fd. Nr. 46, Gemarkung Sembten, Flur 2, Flurstiick 167/1,
Waldfldche, An der L 46, 5.079 m?

Ifd. Nr. 47, Gemarkung Sembten, Flur 2, Flurstiick 167/2, Ver-
kehrsflache, Waldfldche, An der L 46, 71.866 m’

versteigert werden.

Laut vorliegendem Gutachten handelt es sich um unbebaute
Grundstiicke meist Wald, teils von Griben bzw. Verkehrsflachen
geteilt. Das Grundstiick Ifd. Nr. 16 ist ein Teichgrundstiick.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
06.08.2010 eingetragen worden.

Die Verkehrswerte wurden gemif} § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf:

fiir das Grundstiick 16 750,00 EUR
fiir das Grundstiick 30 6.300,00 EUR
fiir das Grundstiick 31 20.300,00 EUR
fiir das Grundstiick 32 8.500,00 EUR
fur das Grundstiick 33 13.000,00 EUR
fiir das Grundstiick 34 1.100,00 EUR
fiir das Grundstiick 35 900,00 EUR
fiir das Grundstiick 36 3.800,00 EUR
fiir das Grundstiick 37 2.900,00 EUR
fir das Grundstiick 39 4.400,00 EUR
fur das Grundstiick 40 2.800,00 EUR

fiir das Grundstiick 41 8.000,00 EUR
fiir das Grundstiick 42 7.800,00 EUR
fiir das Grundstiick 43 400,00 EUR
fiir das Grundstiick 46 1.500,00 EUR
fir das Grundstiick 47 20.600,00 EUR.

AZ:40K 17-1/10

Zwangsversteigerung

Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Donnerstag, 9. August 2012, 12:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Guben, Alte Poststr. 66,

03172 Guben, Saal 210 (im 1. Obergeschoss), die im Grundbuch

von Sembten Blatt 172 eingetragenen Grundstiicke, Bezeich-

nung geméil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 71, Gemarkung Sembten, Flur 2,
Flurstiick 432, Wasserfliache, Parkstralie, 125 m?
Flurstiick 433, Wasserflache, Parkstrafie, 77 m?

Ifd. Nr. 74, Gemarkung Sembten, Flur 1, Flurstiick 42, Land-
wirtschaftsfliche, Wasserfliche, Buchwald-See,
64.260 m?

Ifd. Nr. 75, Gemarkung Sembten, Flur 1, Flurstiick 44/3, Land-
wirtschaftsfliche, Buchwald-See, 555 m?

1fd. Nr. 78, Gemarkung Sembten, Flur 2, Flurstiick 74, Landwirt-
schaftsfliche, Wasserflache, Miihl-See, 39.060 m?

Ifd. Nr. 79, Gemarkung Sembten, Flur 1, Flurstiick 4, Waldfldche,
An der Grenze zum Landkreis Oder-Spree, 476 m?

Ifd. Nr. 80, Gemarkung Sembten, Flur 1, Flurstiick 5, Land-
wirtschaftsfliche, Wasserflache, Gauschen-Wiese,
29.920 m?

Ifd. Nr. 82, Gemarkung Sembten, Flur 1, Flurstiick 49, Wasser-
fliche, Klobt, 4.140 m?

I1fd. Nr. 83, Gemarkung Sembten, Flur 1, Flurstiick 56, Wasser-
fliche, Buchwaldseegraben, 3.500 m’

Ifd. Nr. 84, Gemarkung Sembten, Flur 1, Flurstiick 59, Wasser-
flache, Buchwaldseegraben, Rosengraben, 3.040 m?

Ifd. Nr. 85, Gemarkung Sembten, Flur 1, Flurstiick 69, Wasser-
fliche, Buchwaldseegraben, 750 m?

Ifd. Nr. 86, Gemarkung Sembten, Flur 1, Flurstiick 94, Land-
wirtschaftsflache, Wasserfliache, Vorwerk Gessing,
6.130 m?

1fd. Nr. 87, Gemarkung Sembten, Flur 2, Flurstiick 1, Verkehrs-
flache, Parkstraf3e, 280 m?

Ifd. Nr. 88, Gemarkung Sembten, Flur 2, Flurstiick 20, Erho-
lungsflache, Eichenhof, 2.731 m?

Ifd. Nr. 89, Gemarkung Sembten, Flur 2, Flurstiick 135, Land-
wirtschaftsflache, Klobt, 360 m?

1fd. Nr. 90, Gemarkung Sembten, Flur 2, Flurstiick 136, Land-
wirtschaftsflache, Klobt, 740 m?

Ifd. Nr. 91, Gemarkung Sembten, Flur 2, Flurstiick 149/4,
Waldflache, Parkstraf3e, 620 m?

Ifd. Nr. 98, Gemarkung Sembten, Flur 1, Flurstiick 40, Land-
wirtschaftsfliche, Nahe dem Buchwaldseegraben,
515 m?

versteigert werden.

Laut vorliegendem Gutachten handelt es sich bei den samtlichst

unbebauten Grundstiicken um Seen, Graben, Teiche, teils Wald

und Griinland. Das Grundstiick 1fd. Nr. 87 ist eine Verkehrs-

flache.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

06.08.2010 eingetragen worden.
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setzt auf:

Grundstiick 71 40,00 EUR
Grundstiick 74 10.600,00 EUR
Grundstiick 75 110,00 EUR
Grundstiick 78 7.050,00 EUR
Grundstiick 79 90,00 EUR
Grundstiick 80 5.900,00 EUR
Grundstiick 82 680,00 EUR
Grundstiick 83 470,00 EUR
Grundstiick 84 410,00 EUR
Grundstiick 85 100,00 EUR
Grundstiick 86 830,00 EUR
Grundstiick 87 840,00 EUR
Grundstiick 88 2.750,00 EUR
Grundstiick 89 110,00 EUR
Grundstiick 90 220,00 EUR
Grundstiick 91 160,00 EUR

Grundstiick 98 (vormals 81) 140,00 EUR.
AZ:40K 17-3/10

Amtsgericht Liibben

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung zum Zwecke der Aufthebung
der Gemeinschaft sollen am
Montag, 6. August 2012, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Liibben, Gerichtsstra-
Be2 -3, 15907 Liibben, Erdgeschoss, Saal I, die im Grundbuch
von Liibben Blatt 2471 eingetragenen Grundstiicke, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Liibben, Flur 39, Flurstiick 89, Land-
wirtschaftsflache, 14.028 qm
Ifd. Nr. 3, Gemarkung Liibben, Flur 39, Flurstiick 90, Ver-
kehrsflache, 882 qm
versteigert werden.
Laut vorliegendem Gutachten handelt es sich um landwirt-
schaftlich genutzte Grundstiicke.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
14.03.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74a Absatz 5 ZVG wie folgt
festgesetzt:

Fur 1fd. Nr. 2: 3.323,00 EUR

Fur Ifd. Nr. 3: 209,00 EUR.

Geschifts-Nr.: 52 K 15/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Montag, 6. August 2012, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Liibben, Gerichtsstr. 2 - 3,
Erdgeschoss, Saal II, das im Grundbuch von Drahnsdorf
Blatt 20213 eingetragene Grundstiick
Bestandsverzeichnis Nr. 4 (ehemals Nr. 3)
Gemarkung Krossen
Flur 2, Flurstiick 9, Landwirtschaftsfliche, Verkehrsfliche,
HauptstraBe 41, 939 m?

Flur 1, Flurstiick 65/4, Gebaude- und Freifliche, Landwirt-
schaftsflache, Waldflache, Hauptstrae 41, 3.828 gqm
versteigert werden.

Bebauung:

Eingeschossiges, voll unterkellertes Einfamilienhaus (Baujahr
1999 bis 2002) mit voll ausgebautem Dachgeschoss mit Neben-
Garagengebéude (Baujahr 1999 bis 2002).

Hinweis:

Gemal § 69 Absatz 1 ZVG n. F. ist die Leistung der Sicherheit
durch Barzahlung ausgeschlossen.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
01.11.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméil3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt

auf: 182.000,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 52 K 33/10

Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 31. Mai 2012, 14:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Motzen Blatt 951 eingetragene Wohnungseigentum, Bezeich-
nung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 57,52/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick
Gemarkung Motzen, Flur 3, Flurstiick 229, Land-
wirtschaftsfliche, Bergstrale 1, 2, 3,4, 5,6, 7,8, 9,
10, 23, 24, 25, Grofie 9.498 m?
Gemarkung Motzen, Flur 3, Flurstiick 230, Land-
wirtschaftsfldche, Bergstrae 11, 12, 9, 10, Grofle
2.690 m?
Gemarkung Motzen, Flur 3, Flurstiick 231, Land-
wirtschaftsfliache, Bergstrale 13, 14, 22, 12, 15, 16,
Grofe 2.532 m?
Gemarkung Motzen, Flur 3, Flurstiick 232, Land-
wirtschaftsflache, Bergstralie 15, 16, 17, 18, 21, 22,
GroBe 2.350 m?
Gemarkung Motzen, Flur 3, Flurstiick 233, Land-
wirtschaftsfliche, Bergstralie 19, 20, 17, 18, Grofle
2.170 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung nebst Kel-
ler im Haus Nummer 20, im Aufteilungsplan mit Nummer 171
bezeichnet. Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuch-
blatt angelegt (Motzen Blatt 780 bis 812 und Blatt 814 bis 1147).
Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den
anderen Miteigentumsanteilen gehérenden Sondereigentums-
rechte beschriankt. Sondernutzungsregelungen sind vereinbart.
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 82.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
21.03.2011 eingetragen worden.

Die Wohnung befindet sich in 15749 Mittenwalde OT Motzen,
Bergstralie 20. Die Zwei-Raum-Wohnung mit Terrasse befindet
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sich im EG rechts (Wohnfl. ca. 61,66 m?) in einem Mehrfami-
lienhaus, Bj. ca. 1996. Die nihere Beschreibung kann bei dem
Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1404, vorliegenden Gut-
achten zu den Sprechzeiten entnommen werden.

AZ: 17K 3/11

Amtsgericht Neuruppin

Zwangsversteigerung
Im Wege der Versteigerung zur Aufhebung der Gemeinschaft
soll am

Donnerstag, 3. Mai 2012, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im
Grundbuch von Warnitz Blatt 1552 eingetragene Grundstiick,
Bezeichnung geméil Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

1 Warnitz 3 267 Erholungsfliche, 478 m*
Griinanlage, Am
Schlangengraben

laut Gutachten Erholungsgrundstiick, bebaut mit einem Wochen-
endhaus, gelegen Am Schlangengraben in 17291 Warnitz
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
10.05.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 17.200,00 EUR.

Im Termin am 19.01.2012 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden Rechte
die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.

AZ:7K 124/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 3. Mai 2012, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, ein
1/3 Anteil an dem im Grundbuch von Oranienburg Blatt 11612
eingetragenen Grundstlick, Bezeichnung gemil Bestands-
verzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofle

2 Oranienburg 3 79 Gebdude- und Freifliche 2.402 m?
Pinnower Schleuse 11

laut Gutachten gelegen Pinnower Schleuse 11 in 16515 Oranien-
burg, bebaut mit Wohnhaus (3 reihenhausartige WE, W1l.: insg.
ca. 540,03 m*; Bj.: 1898) sowie Scheune und Garage,
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
23.07.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde fiir den 1/3 Miteigentumsanteil gemaf
§ 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt auf 126.000,00 EUR.
AZ: 7K 354/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 10. Mai 2012, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im
Grundbuch von Glienicke Blatt 4583 eingetragene Wohnungs-
eigentum, Bezeichnung gemifl Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

2 129/1000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Glienicke 11 109
Glienicke 11 110 1.525 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der im Haus I im Erdgeschoss
gelegenen Wohnung nebst Hobbyraum und Kellerraum Nr. 3 des
Aufteilungsplanes;
Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Blatt
4581, 4583, 4584, 4585 bis 4592), der hier eingetragene Miteigen-
tumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen ge-
horenden Sondereigentumsrechte beschrinkt;
Sondernutzungsrechte an Pkw-Stellpldtzen werden vereinbart.
Wegen des Gegenstandes und des Inhalts des Sondereigentums (ein-
schlieBlich eventueller Sondernutzungsrechte) wird auf die Bewil-
ligung vom 26. August 1996 (UR-Nr. 251/1996 des Notars Gizinski,
Berlin) und Anderung vom 18. November 1997 (UR-Nr. 361/1997
des Notars Gizinski, Berlin) Bezug genommen.

laut Gutachten Wohneigentum (Wfl. ca. 103,41 m?) im EG des
MFH Alte Schildower Strafle 57 in 16548 Glienicke, mit Hobby-
raum, Keller und Pkw-Stellplatz

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
12.11.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 108.000,00 EUR.
AZ: 7K 343/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 24. Mai 2012, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebaude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im
Grundbuch von Bergfelde Blatt 1877 eingetragene Grundstiick,
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

2 Bergfelde 2 1016/3  Am langen Berg 36 495 m*
Gebiude- und Freifliache
Wohnen

laut Gutachten gelegen Am langen Berg 36, 16562 Bergfelde,
bebaut mit einem EFH (Bj. 1998, Wfl. ca. 111 m*) und Massiv-
garage,

versteigert werden.
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Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
13.01.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 180.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 7 K 386/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 30. Mai 2012, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das im
Grundbuch von Pritzwalk Blatt 1443 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemif Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofle
2 Pritzwalk 15 106/3

Havelberger Str. 16 443 m*
Gebaude- und Freifliache

(geméil Gutachten: bebaut mit einem 2-geschossigen Wohn-
und Geschéftshaus [Bj. ca. 1905, Moderni-
sierung 1998/1999] und einem maroden
Speichergebiude in 16928 Pritzwalk, Havel-
berger Str. 16)

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

28.04.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 55.000,00 EUR.

Im Termin am 08.06.2011 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden Rechte
die Hélfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschifts-Nr.: 7K 101/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 30. Mai 2012, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Stralle 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das
im Grundbuch von Sieversdorf Blatt 950 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemil Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

1 Sieversdorf 10 10 Hof- und Gebiudefliche, 379 m?
Im Dorfe

gemil Gutachten: bebaut mit einem unsanierten Einfamilien-
haus mit Anbau und Schuppen in 16845 Sie-
versdorf-Hohenofen, In den Gédngen 29,

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

23.03.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 14.000,00 EUR.
Geschafts-Nr.: 7K 81/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 31. Mai 2012, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im
Grundbuch von Wittstock Blatt 3937 eingetragene Teileigen-
tum, Bezeichnung gemifl Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

1 71,94/1000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Wittstock 3 7 Hof- und Gebédudefliche, 1.085 m?
Burgstrafe 11

verbunden mit dem Sondereigentum an der im Keller-, Erd- und
Obergeschoss gelegenen Raumeinheit einschlieBlich Treppenhaus,
Aufteilungsplan mit Nr. 7 bezeichnet.

Das Miteigentum ist durch die Einrdumung der zu den anderen Mit-
eigentumsanteilen (eingetragen in den Blattern 3931 - 3944, ausge-
nommen dieses Blatt) gehorenden Sondereigentumsrechte beschrénkt.
Der Teileigentiimer bedarf zur VerduBerung der Zustimmung des
Verwalters. Dies gilt nicht bei der VerduBerung an Ehegatten oder an
Verwandte auf- und absteigender Linie sowie bei Verduferungen
durch den Konkursverwalter oder im Wege der Zwangsvoll-
streckung. Dies gilt ferner nicht bei der VerduBerung durch die Fir-
ma L.M.C.O. Individualhaus GmbH in Wittstock. Im Ubrigen wird
wegen des Gegenstandes und des Inhalts des Sondereigentums auf
die Eintragungsbewilligung vom 1. Juli 1993 und 12. Oktober 1993
Bezug genommen. Eingetragen am 19. Oktober 1993.

laut Gutachten vermietete Gewerbeeinheit in der ,,Burgpassa-
ge”, gelegen Burgstr. 3 in 16909 Wittstock/Dosse, NF1. insg. ca.
132 m?,

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
08.07.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 31.000,00 EUR.
AZ: 7K 154/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 31. Mai 2012, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im
Grundbuch von Wittstock Blatt 3938 eingetragene Teileigen-
tum, Bezeichnung geméif Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

1 69,19/1000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Wittstock 3 7 Hof- und Gebdudefliche, 1.085 m?
Burgstralie 11

verbunden mit dem Sondereigentum an der im Keller-, Erd- und
Obergeschoss gelegenen Raumeinheit einschlieflich Treppenhaus,
Aufteilungsplan mit Nr. 8 bezeichnet.

Das Miteigentum ist durch die Einrdumung der zu den anderen Mit-
eigentumsanteilen (eingetragen in den Bléttern 3931 - 3944, ausge-
nommen dieses Blatt) gehdrenden Sondereigentumsrechte beschrénkt.
Der Teileigentiimer bedarf zur VerduBerung der Zustimmung des
Verwalters. Dies gilt nicht bei der VerduBerung an Ehegatten oder an
Verwandte auf- und absteigender Linie sowie bei Verduferungen
durch den Konkursverwalter oder im Wege der Zwangsvoll-
streckung. Dies gilt ferner nicht bei der VerduBerung durch die Fir-
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Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

ma L.M.C.O. Individualhaus GmbH in Wittstock. Im Ubrigen wird
wegen des Gegenstandes und des Inhalts des Sondereigentums auf
die Eintragungsbewilligung vom 1. Juli 1993 und 12. Oktober 1993
Bezug genommen. Eingetragen am 19. Oktober 1993.

laut Gutachten leer stehende Gewerbeeinheit in der ,,Burgpassa-
ge”, gelegen Burgstr. 3 in 16909 Wittstock/Dosse, NFI. insg. ca.
126 m’, versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
27.06.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 27.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 7K 186/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 6. Juni 2012, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im
Grundbuch von Pritzwalk Blatt 4028 ecingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung geméf Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie
1 Pritzwalk 15 388/1 Hof- und Gebaudeflache 100 m?
Bergstrafle

laut Gutachter: Wohngrundstiick in 16928 Pritzwalk, Bergstra-
Be 7, bebaut mit einem Wohnhaus (Bj. ca. 1900,
2-geschossig, nicht unterkellert, Wfl. ca. 90 m?)

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

15.05.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 30.000,00 EUR.

Im Termin am 07.12.2011 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hilfte des Grundstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschifts-Nr.: 7 K 147/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 7. Juni 2012, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, ein
1/2 Anteil an dem im Grundbuch von Schonfeld Blatt 498 ein-
getragenen Grundstiick, Bezeichnung gemif Bestandsverzeich-
nis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

1 Schonfeld 4 87 Wiisten Buchholz, 3.536 m?
Hof und Garten

laut Gutachten gelegen Waldstr. 5 in 19348 Wiisten-Buchholz,
bebaut mit einem EFH mit Anbau, Stallgebdude, Schuppen,
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
05.07.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 42.500,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 7 K 396/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Mittwoch, 13. Juni 2012, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebaude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Strafle 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, die
im Grundbuch von Wernikow Blatt 361 cingetragenen Grund-
stiicke, Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofle

1 Wernikow 2 38/1 Gebidude- und Gebéude- 167 m?
Nebenfldchen, Im Dorfe

Gebidude- und Gebdude-  3.613 m?
nebenfliachen, Gartenland

und Griinland, Im Dorfe

2 Wernikow 2 38/2

gemdl Gutachten: Flurstiick 38/1: unbebaut, straenseitig
angrenzend an das Flurstiick 38/2
Flurstiick 38/2: bebaut mit einem Sied-
lungshaus (Baujahr ca. 1900) und einem
Stallgebdude in 16909 Heiligengrabe OT
Wernikow, Dorfstralle 12,

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

02.08.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 28.800,00 EUR,

beziiglich Flur 2, Flurstiick 38/1:
beziiglich Flur 2, Flurstiick 38/2:
Geschifts-Nr.: 7K 212/10

600,00 EUR,
28.200,00 EUR.

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Mittwoch, 20. Juni 2012, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, die im
Grundbuch von Zehlendorf Blatt 550 und 776 eingetragenen
Grundstiicke, Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:

Blatt 550
Bezeichnung gemél3 Bestandsverzeichnis:
Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

35 Zehlendorf 2 185 4.480 m*

Landwirtschaftsfliche
Maéschwiesen

Blatt 776
Bezeichnung gemil Bestandsverzeichnis:
Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

1 Zehlendorf 5 9/4 Gebdude- und Freifliche, 3.083 m?
Schmachtenhagener Str. 8
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laut Gutachter: Wohngrundstiick (Flst. 9/4) in 16515 Oranien-
burg, OT Zehlendorf, Schmachtenhagener Stra-
Be 8, bebaut mit einem Einfamilienhaus (B;. ca.
1928, saniert und modernisiert ca. 1995 - 1998,
WHL ca. 218 m?) und Scheune (B;j. ca. 1938, sa-
niert ca. 2008) sowie landwirtschaftliche Fla-
chen (Flst. 185), Nutzung: Griinland

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte jeweilige Grund-

buch am 04.05.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméil § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 154.700,00 EUR.

Die Einzelwerte der beschlagnahmten Objekte werden wie folgt
festgesetzt:

Fiir das Grundstiick Gemarkung Zehlendorf Flur 5 Flurstiick 9/4
auf 152.000,00 EUR.

Fiir das Grundstiick Gemarkung Zehlendorf Flur 2 Flurstiick 185
auf2.700,00 EUR.

Geschifts-Nr.: 7 K 140/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 20. Juni 2012, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im
Grundbuch von Zehdenick Blatt 3439 eingetragene Flurstiick,
Bezeichnung gemal} Bestandsverzeichnis:

Nr.  Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsartund Lage  Grofle
T.v.4 Zehdenick 29 38/2 Liidkeshof 1.510 m?

laut Gutachter: Flurstiick in 16792 Zehdenick, Liithkeshof 4,
bebaut und iiberbaut mit einem als Obdachlo-
senherberge genutzten Wohnhaus, Restaurant
und Nebengebduden

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

06.04.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert einschlielich Zubehor wurde gemal3 § 74a
Absatz 5 ZVG festgesetzt auf: 107.300,00 EUR.

Der Wert des Zubehors wurde daneben auf 5.300,00 EUR fest-
gesetzt.

Geschifts-Nr.: 7K 77/09

Amtsgericht Potsdam

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Mittwoch, 6. Juni 2012, 12:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Teileigen-
tumsgrundbuch von Kleinmachnow Blatt 7487 eingetragene
Teileigentum, Bezeichnung gemif3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, bestehend aus 273/10.000 Miteigentumsanteil an

dem Grundstiick

Flur 9, Flurstiick 45, Gebaude- und Freiflidche, Uhlen-

horst 21, 21 A, groB: 1.166 m?,

Flur 9, Flurstiick 44, Gebdude- und Freifldche,

Ernst-Thilmann-Strafie 87, groB: 1.065 m?,
verbunden mit dem Teileigentum an der Einheit Nr. 15 und an
Tiefgaragenstellplatz Nr. TE 15 des Aufteilungsplanes, Sonder-
nutzungsrechte sind vereinbart: Kfz-Stellplatz im Freien Nr. TE 15,
und
das im Teileigentumsgrundbuch von Kleinmachnow Blatt 7488
eingetragene Teileigentum, Bezeichnung gemill Bestandsver-
zeichnis:
Ifd. Nr. 1, bestehend aus 796 / 10.000 Miteigentumsanteil an

dem Grundstiick

Flur 9, Flurstiick 45, Gebdude- und Freifliche, Uhlen-

horst 21, 21 A, groB: 1.166 m?,

Flur 9, Flurstiick 44, Gebdude- und Freiflache,

Ernst-Thilmann-Strafie 87, groB3: 1.065 m?,
verbunden mit dem Teileigentum an der Einheit Nr. 16 und an
Tiefgaragenstellplatz Nr. TE 16 (zwei Stellplitze) des Auftei-
lungsplanes, Sondernutzungsrechte sind vereinbart: Kfz-Stell-
platz im Freien Nr. TE 16 (neben Nr. TE 15 liegend),

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf insgesamt 279.000,00 EUR festgesetzt
worden.

Es entfallen auf das Teileigentum Nr. 15:
und auf das Teileigentum Nr. 16:

85.000,00 EUR
194.000,00 EUR.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist jeweils am 30. August
2011 eingetragen worden.

Die beiden Teileigentume befinden sich im Erdgeschoss des
Wohn- und Geschiftshauses Uhlenhorst 21. Teileigentum Nr. 15,
Erdgeschoss rechts (Nfl. ca. 54 m’) ist vermietet (Fahrrad-Service),
Teileigentum Nr. 16 Erdgeschoss Mitte rechts (Nfl. ca. 158 m’) ist,
bis auf einen Stellplatz (Nr. 24 als Teil von TE 16), unvermietet.
Az: 2K 255/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 11. Juni 2012, 9:00 Uhr

im Hauptgebdude des Amtsgerichts in 14467 Potsdam, Hegel-
allee 8 im Saal 304.1, II. Obergeschoss, das im Grundbuch von
Gotz Blatt 680 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemif
Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 3:  Gemarkung Go6tz, Flur 4, Flurstiick 147/1, Landwirt-

schaftsfliche, Bergstrafe 14 C, grof3: 13.937 m?,
versteigert werden.
Das Grundstiick BergstraBie 14 C in 14550 Grof Kreutz Ortsteil
Gotz ist mit einer Ferienanlage bebaut. Sie besteht aus einem
Wohnhaus mit angeschlossenem Mehrzweckgebédude, aus einem
Gaststittengebdude mit grofler Terrasse, Kiichenbereich und
Heizungsraum, aus zwei Sanitirrdumen und aus acht Doppel-
bungalows. Die linke Grundstiicksgrenze ist {iberbaut. Die
Auflenanlagen sind nur noch teilweise nutzbar.
Die Gebdude stammen groBtenteils von 1974, liegen im Aullen-
bereich und weisen Bauméngel und -schiaden auf. Die Dauer-
vermietung einer Ferienwohnung im Bungalow 1 und der beiden
Einheiten in dem Mehrzweckgebdude ist illegal, derzeit aber
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von der Gemeinde geduldet. Die Theke/Bar mit Zapfanlage und
die Tische und Stiihle sowie die Kiichenausstattung werden als
Zubehor mitversteigert. Die Beschreibung entstammt dem Gut-
achten und erfolgt ohne Gewihr.

Der Verkehrswert wurde gemidl § 74a Absatz 5 ZVG auf
285.000,00 EUR festgesetzt.

Der Versteigerungsvermerk ist am 12.08.2011 in das genannte
Grundbuch eingetragen worden.
AZ:2 K 240/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 13. Juni 2012, 9:00 Uhr

im Hauptgebdude des Amtsgerichts in 14467 Potsdam, Hegel-
allee 8 im Saal 304.1, II. Obergeschoss, der im Grundbuch von
Schlamau Blatt 401 eingetragene 1/4 Miteigentumsanteil Zif-
fer 4b der Abteilung I an dem Grundstiick, Bezeichnung gemaf
Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr.1, Gemarkung Schlamau, Flur 3, Flurstiick 43/2, Dorf-

stra3e 37, GE, G, groB: 5.848 m?,
versteigert werden.
Das Grundstiick Schlamau 37 in 14827 Wiesenburg ist unge-
nutzt und mit einer Gebduderuine bebaut. Auf dem Grundstiick
ist Miill abgelagert. Die Ostseite ist vom Nachbarn geringfiigig
iberbaut. Die Beschreibung entstammt dem Gutachten und
erfolgt ohne Gewéhr.

Der Verkehrswert des 1/4 Miteigentumsanteils wurde geméif
§ 74a Absatz 5 ZVG auf 2.200,00 EUR festgesetzt.

Der Versteigerungsvermerk ist am 27.09.2010 in das genannte
Grundbuch eingetragen worden.
AZ:2 K 240/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 18. Juni 2012, 12:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch
von Phéoben Blatt 684 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemdl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 5, Gemarkung Phoben, Flur 5, Flurstiick 369, Gebéu-
de- und Freifliche Wohnen, Am Wald 33, grof3:
2.632 v,
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 460.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 30. April 2010 einge-
tragen worden.

Das am Waldrand gelegene iiberdurchschnittlich grof3e, gértne-
risch gestaltete Grundstiick, ist mit einem freistehenden, indivi-
duell konzipierten Einfamilienwohnhaus in gehobener Ausstat-
tung (B;j. ca. 2000, W1l. ca. 268 m’, gewerbliche Nfl. ca. 47 m?)
einer Einzelgarage und einem Doppel-Carport bebaut.

Az: 2K 135/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 19. Juni 2012, 9:00 Uhr

im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2. Ober-
geschoss, Saal 304.1, das im Grundbuch von Weseram Blatt 300
eingetragene Grundstiick, Bezeichnung geméif} Bestandsverzeich-
nis:
Ifd. Nr. 4, Flur 1, Flurstiick 399, Gebédude- und Freifldche,

Landwirtschaftsflache, Hauptstraf3e 5, Grofie: 947 m?
versteigert werden.
Das Grundstiick ist mit einem 1 1/2-geschossigen Wohnhaus mit
Teilkeller (Baujahr um 1900) im begonnenen Ausbauzustand,
Wohnfldche ca. 134 m’ sowie mit einem Unterstellschuppen
bebaut.
Der Versteigerungsvermerk wurde am 13.09.2011 in das ge-
nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 50.000,00 EUR.
AZ:2K264/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am

Dienstag, 19. Juni 2012, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebaude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), die eingetragenen Teil-
eigentumsrechte an dem Grundstiick Flur 9, Flurstiick 255,
Gebadude und Freiflache, Drewitzer Str. 39, 39 A, 40, Erich-Wei-
nert-Str. 56 - 66, 9.519 m?

Bezeichnung gemil Bestandsverzeichnis:

I. Teileigentumsgrundbuch von Drewitz Blatt 2272

170/13.598 Miteigentumsanteil verbunden mit dem Sondereigen-
tum an der Einheit Nr. 11/16 des Aufteilungsplanes

II. Teileigentumsgrundbuch von Drewitz Blatt 2355
7/13.598 Miteigentumsanteil verbunden mit dem Sondereigen-
tum an der Einheit Nr. T 21 des Aufteilungsplanes

II1. Teileigentumsgrundbuch von Drewitz Blatt 2356
7/13.598 Miteigentumsanteil verbunden mit dem Sondereigen-
tum an der Einheit Nr. T 22 des Aufteilungsplanes

versteigert werden.

Es handelt sich bei I. um nicht zu Wohnzwecken dienende Raume
(Gewerbe) im Erdgeschoss und Kellergeschoss. Es handelt sich
bei II. und I1I. jeweils um einen Tiefgaragenstellplatz. Sie befin-
den sich sdmtlich im Stadtteil Waldstadt I im Wohnpark ,,Ei-
chenhof-West™. Beschreibung gemif3 Gutachten - ohne Gewéhr.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
12.08.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf: 216.500,00 EUR.
1. fiir Drewitz Blatt 2272 auf 204.500,00 EUR.

(Davon entfallt auf die Kiichen ein Betrag von 500,00 EUR.)
II. fur Drewitz Blatt 2355 auf 6.000,00 EUR.
III. fir Drewitz Blatt 2356 auf 6.000,00 EUR.
AZ:2 K 266/09
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Zwangsversteigerung - ohne Grenzen 5/10 und 7/10
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Dienstag, 19. Juni 2012, 12:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), der eingetragene Grund-
besitz, Bezeichnung gemil Bestandsverzeichnis:

I. Grundbuch von Nahmitz Blatt 473

Ifd. Nr. I, Gemarkung Nahmitz, Flur 2, Flurstiick 326/9, Geb&u-
de-und Freifliche Land- und Forstwirtschaft, Eichel-
hof 14, 1.222 n?,

II. Gebdudegrundbuch von Nahmitz Blatt 428

Ifd.Nr. 1, Gebdudeeigentum aufgrund eines dinglichen Nut-
zungsrechtes auf Gemarkung Nahmitz, Flur 2, Flur-
stiick 326/9, Gebidude- und Gebidudenebenfldchen,
1.222 m?,

versteigert werden.

Das Grundstiick ist mit einem Einfamilienhaus (gebaut Anfang
1980er Jahre, voll unterkellert, mit Veranda und Terrasse, ca. 98 m?
Wohnfldche) und einem Nebengebdude (Baujahr ca. 1987, ehe-
mals als Pizzeria genutzte Rdume mit ca. 200 m? Nutzflache,
Zubehor noch vorhanden) bebaut. Nur Gesamtausgebot von
Grundstiick und Gebéduden. Beschreibung gemif3 Gutachten -
ohne Gewihr.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in die Grundbiicher am
22.12.2004 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 250.500,00 EUR.
(Es entfallen auf:

Grundstiick und Gebdude
Zubehor gem. Gutachten

248.000,00 EUR
2.500,00 EUR.)

Im Termin am 25.05.2007 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden Rechte
die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.

AZ:2 K 666/04

Zwangsversteigerung ohne 5/10 und 7/10 Grenze
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Donnerstag, 21. Juni 2012, 9:00 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2. Ober-
geschoss, Saal 304.1, die im Grundbuch von Brandenburg
Blatt 10721 eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung gemif
Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Flur 145, Flurstiick 661, Gebdude- und Freifldche,
Koenigsmarckstrafie, Wendseeufer, grof3: 3 m*
Ifd. Nr. 3, Flur 145, Flurstiick 662, Verkehrsfliche, Koenigs-
marckstrafle, grof3: 97 m?
Ifd. Nr. 4, Flur 145, Flurstiick 663, Gebdude- und Freiflache,
Koenigsmarckstralie 18 A, grof3: 4.966 m*
versteigert werden.
Das Flurstiick 663 ist mit einem 1993 errichteten iiber Eck gestal-
teten eingeschossigen Gewerbe- und Einkaufscenter bebaut mit
Keller- und Steildachgeschoss, vermietet und Parkplatzfldche
vorhanden. Die Flurstiicke 661 und 662 sind unbebaut.

Der Versteigerungsvermerk wurde am 18.05.2010 in das ge-
nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 1.430.901,00 EUR. Es
entfallen auf Grundstiick

Ifd. Nr. 2 hier 1,00 EUR,

Ifd. Nr. 3 hier 27.380,00 EUR und

Ifd. Nr. 4 hier 1.403.520,00 EUR, wobei davon ein Betrag von
900,00 EUR auf die als Zubehor mit zu versteigernden Gegen-
stinde (Backofen, Tresen, Baujahr je 1993) entfillt.

Im Termin am 12.01.2012 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden Rechte
die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.

AZ: 2K 74/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufthebung
der Gemeinschaft sollen am
Donnerstag, 12. Juli 2012, 13:30 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss, Saal 310,
die im Grundbuch von Falkensee Blatt 18756 eingetragenen
Grundstiicke, Bezeichnung gemil3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Falkensee, Flur 20, Flurstiick 634, Ge-
bdude- und Freifliche, Berchtesgadener Strafle 47,
grof3: 1.439 m?,
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Falkensee, Flur 20, Flurstiick 635, Gar-
tenland, Berchtesgadener Stralie 47, groB3: 278 m?,
versteigert werden.
Das Grundstiick 634 ist mit einem unsanierten nicht nutzbaren
Wohnhaus bebaut. Es bestehen erhebliche Brandschdden. Der
Teilungsversteigerungsvermerk wurde im Grundbuch am
19.04.2011 eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf insgesamt 68.000,00 EUR.
Davon entfallen auf das

Grundstiick 634 ein Betrag von 57.000,00 EUR und auf das
Grundstiick 635 ein Betrag von 11.000,00 EUR.

AZ:2K 123/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 1. August 2012, 9:00 Uhr

im Hauptgebdude des Amtsgerichts in 14467 Potsdam, Hegel-
allee 8 im Saal 304.1, II. Obergeschoss, das im Wohnungs-
grundbuch von Babelsberg Blatt 11491 eingetragene Woh-
nungseigentum Ifd. Nr. 1, bestehend aus dem
87/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick Flur 1, Flur-
stiicke
1219, Gebdude- und Freiflache, Alt Nowawes 91, Spindelstra-

Be 5 A, GroBe: 472 m?
1220, Gebidude- und Freiflache, Alt Nowawes 89, Grofie: 1 m?
1221, Gebaude- und Freifliche, Alt Nowawes 89, Grofie: 14 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung mit Keller
Nr. 3 laut Aufteilungsplan.
Sondernutzungsrechte an Terrassen und Abstellrdumen sind ver-
einbart.
versteigert werden.
Das als Gewerbeeinheit vermietete Wohnungseigentum Nr. 3 liegt
im Erdgeschoss rechts an dem Hauseingang Spindelstrafie 5 A
in 14471 Potsdam-Babelsberg. Die Einheit verfiigt tiber etwa 89 m?
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Wohnfliche und 10 m? Nutzfliche im Kellerraum Nr. 3. Das
15-Familienhaus ist cirka 1900 erbaut und in den vergangenen
Jahren modernisiert und gut instand gehalten worden. Die
Beschreibung entstammt dem Gutachten (eine Innenbesichti-
gung war nicht mdglich) und erfolgt ohne Gewihr.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74a Absatz 5 ZVG auf
133.000,00 EUR festgesetzt.

Der Versteigerungsvermerk ist am 23.11.2010 in das genannte
Grundbuch eingetragen worden.
AZ: 2K 340/10

Amtsgericht Strausberg

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 9. Mai 2012, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebaude, Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Grundbuch von Angermiinde Blatt 1360 ecinge-
tragene Grundstiick, Bezeichnung gemiaf3 Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 3, Gemarkung Angermiinde, Flur 11, Flurstiick 524,

Landwirtschaftsflache, Bergstrale, Grofle: 539 m’
laut Gutachten: unbebautes Grundstiick, bauplanungsrechtlich
Lage im Innenbereich, im FNP als Wohnbaufldche ausgewiesen
Lage: Bergstralie 27, 16278 Angermiinde
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
27.05.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 15.000,00 EUR.
AZ:3K 103/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 4. Juni 2012, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausberg, im Saal 2,
das im Grundbuch von Liepe Blatt 814 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemif} Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Liepe, Flur 1, Flurstiick 364, Gebédude-

und Freifliche, Neue Parsteiner Str. 4, Gro3e 897 m?
laut Gutachten vom 03.09.2007:
bebaut mit Einfamilienhaus, nicht fertig gestellt, Beginn 2000,
Errichtung als Holzkonstruktion mit Lehmausfachung, Wohn-
flache ca. 148 m?;
Lage: 16248 Liepe, Neue Parsteiner Str. 4
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
13.06.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 85.000,00 EUR.

Im Termin am 24.10.2011 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden Rechte
die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ:3K274/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Mittwoch, 6. Juni 2012, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebiude, Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im

Saal 2, die im Grundbuch von Strausberg Blatt 1405 eingetra-

genen Grundstiicke, Bezeichnung gemil} Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 61, Gemarkung Strausberg, Flur 16, Flurstiick 899, GF,
Das Mittelfeld, Verkehrsflache, Grofe: 3.305 m?

Ifd. Nr. 65, Gemarkung Strausberg, Flur 16, Flurstiick 903, Das
Mittelfeld, Verkehrsfliche, Gebdude- und Freifldche,
Grofle: 4.453 m*

1fd. Nr. 69, Gemarkung Strausberg, Flur 16, Flurstiick 913, GF,
Das Mittelfeld, GroBe: 3.589 m?

Ifd. Nr. 70, Gemarkung Strausberg, Flur 16, Flurstiick 914, GE,
Verkehrsflache, Gebdude- und Freifliche, Das Mit-
telfeld, Grofle: 41.877 m?

laut Gutachten: unbebaute Grundstiicke im Bereich eines nicht

rechtskriftigen Bebauungsplans,

Flstk. 899 im Bebauungsplanentwurf als Verkehrsfliche dar-
gestellt

Flstk. 903 im Bebauungsplanentwurf als offentliche Griin-
bzw. Waldflache dargestellt

Flstk. 913 im Bebauungsplanentwurf als allgem. Wohngebiet
und z. T. als Verkehrsfldche dargestellt

Flstk. 914 im Bebauungsplanentwurf als allgem. Wohngebiet,
Verkehrsflache, offentl. Griinflache, z. T. als Fla-
chen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Natur und Landschaft und im Ostteil als Wald-
fliche dargestellt

Lage: Mittelfeldring, 15344 Strausberg

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

13.04.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
bzgl. Flstk. 899 auf: 33.000,00 EUR

bzgl. Flstk. 903 auf: 44.000,00 EUR
bzgl. Flstk. 913 auf: 36.000,00 EUR
bzgl. Flstk. 914 auf: 354.000,00 EUR.

AZ:3K 119/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Dienstag, 19. Juni 2012, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebiude, Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Grundbuch von Strausberg Blatt 5605 eingetra-
gene Grundstiick und der Anteil, Bezeichnung gemif} Bestands-
verzeichnis:
1fd. Nr. 1, Gemarkung Strausberg, Flur 16, Flurstiick 883,
Gebdude- und Freifliche, Mittelfeldring, Grofle
204 m*
Ifd. Nr.2zu 1, 1/10 Anteil an dem Grundstiick Gemarkung
Strausberg, Flur 16, Flurstiick 882, Verkehrs-
flache, Mittelfeldring, Groe 367 m?

das im Grundbuch von Strausberg Blatt 5606 ecingetragene
Grundstiick und der Anteil, Bezeichnung gemifl Bestands-
verzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Strausberg, Flur 16, Flurstiick 884,
Gebidude- und Freifliche, Mittelfeldring, Grof3e

204 m?
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Ifd. Nr. 2zu 1, 1/10 Anteil an dem Grundstiick Gemarkung
Strausberg, Flur 16, Flurstiick 882, Verkehrs-
fliche, Mittelfeldring, GroBe 367 m?

sowie das im Grundbuch von Strausberg Blatt 5607 eingetra-
gene Grundstiick und der Anteil, Bezeichnung gemif} Bestands-
verzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Strausberg, Flur 16, Flurstiick 885,
Gebdude- und Freifliche, Mittelfeldring, Grofle
135 m?
Ifd. Nr.2zu 1, 1/10 Anteil an dem Grundstiick Gemarkung
Strausberg, Flur 16, Flurstiick 882, Verkehrs-
flache, Mittelfeldring, GroBe 367 m?

sowie das im Grundbuch von Strausberg Blatt 5608 eingetra-
gene Grundstiick und der Anteil, Bezeichnung gemif Bestands-
verzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Strausberg Flur 16, Flurstiick 886,
Gebiude- und Freifliche, Mittelfeldring, Grofle
135 m?
Ifd. Nr.2zu 1, 1/10 Anteil an dem Grundstiick Gemarkung
Strausberg, Flur 16, Flurstiick 882, Verkehrs-

fliche, Mittelfeldring, Grofe 367 m?

sowie das im Grundbuch von Strausberg Blatt 5609 eingetra-
gene Grundstiick und der Anteil, Bezeichnung gemil} Bestands-
verzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Strausberg Flur 16, Flurstiick 887,
Gebdude- und Freifliche, Mittelfeldring, Grofle
192 m?
Ifd.Nr. 2zu 1, 1/10 Anteil an dem Grundstiick Gemarkung
Strausberg, Flur 16, Flurstiick 882, Verkehrs-

fliche, Mittelfeldring, GroBe 367 m?

laut Gutachten: unbebaute Grundstiicke in Strausberg im Bereich
eines nicht rechtskriftigen Bebauungsplanes (nach diesem Bau-
erwartungsland/Brachflichen/Verkehrsfldchen)

Lage: Bereich Mittelfeldring in 15344 Strausberg (Anschrift
nicht vergeben)

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
13.04.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:
Blatt Nr. 5605

fiir das Flurstiick 883 auf 3.900,00 EUR
fur den Anteil am Flurstiick 882 auf 400,00 EUR
Blatt Nr. 5606

fiir das Flurstiick 884 auf 2.600,00 EUR
fir den Anteil am Flurstiick 882 auf 400,00 EUR
Blatt Nr. 5607

fiir das Flurstiick 885 auf 2.600,00 EUR
fur den Anteil am Flurstiick 882 auf 400,00 EUR
Blatt Nr. 5608

fiir das Flurstiick 886 auf 2.600,00 EUR
fiir den Anteil am Flurstiick 882 auf 400,00 EUR
Blatt Nr. 5609

fiir das Flurstiick 887 auf 3.600,00 EUR
fur den Anteil am Flurstiick 882 auf 400,00 EUR.

AZ:3K 57/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Dienstag, 19. Juni 2012, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebiude, Klosterstrafle 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, die im Grundbuch von Strausberg Blatt 5699 eingetra-
genen Grundstiicke, Bezeichnung gemif} Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Strausberg, Flur 16, Flurstiick 844, Ge-
bédude- und Freiflache, Mittelfeld, Grofie 1.628 m?
Ifd. Nr. 3, Gemarkung Strausberg, Flur 16, Flurstiick 846, Ge-
baude- und Freiflache, Mittelfeld, Grofie 1.266 m?

die im Grundbuch von Strausberg Blatt 5700 eingetragenen

Grundstiicke, Bezeichnung geméil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 2, Gemarkung Strausberg, Flur 16, Flurstiick 843,
Mittelfeld, GroBe 493 m?

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Strausberg, Flur 16, Flurstiick 845,
Mittelfeld, Grofle 695 m?

laut Gutachten: unbebaute Grundstiicke in Strausberg im Bereich

eines nicht rechtskriftigen Bebauungsplanes Bebaubarkeit

jedoch zum Teil nach § 34 BauGB

Lage: Bereich Mittelfeldring in 15344 Strausberg (Anschrift

nicht vergeben)

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

12.04.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

fur das Flurstiick 844 auf
fiir das Flurstiick 846 auf
fiir das Flurstiick 843 auf
fiir das Flurstiick 845 auf
AZ:3K 122/10

41.000,00 EUR
55.000,00 EUR
3.700,00 EUR
5.200,00 EUR.

Zwangsversteigerung
Zur Authebung der Gemeinschaft sollen am
Dienstag, 19. Juni 2012, 13:00 Uhr

im Gerichtsgebaude, Klosterstrafie 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, die im Grundbuch von Klosterfelde Blatt 866 cingetra-
genen Grundstiicke, Bezeichnung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. I, Gemarkung Klosterfelde, Flur 4, Flurstiick 270, Ge-

baude- und Gebdudenebenflachen, Grofle 1.157 m?
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Klosterfelde, Flur 4, Flurstiick 271,

Stra3enverkehrsflichen, Grofe 126 m?
laut Gutachten: bebaut mit Einfamilienhaus als Fachwerkrah-
menkonstruktion mit Span- und Gipskartonplattenbeplankung,
Bj. 1997, nicht unterkellert, Wohnfl4che It. Bauakte ca. 140 m?;
EG: Flur/Diele, Kii., Bad, 3 Wohnrdume; DG: Flur, Bad, Abstell-
raum, 3 Wohnrdume; Doppelcarport, Pool
Achtung: Begutachtung erfolgte von der Grundstiicksgrenze aus
(Inaugenscheinnahme)!
Lage: Wildbahnstr. 3a, 16348 Wandlitz OT Klosterfelde
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
12.04.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméf § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt:
fur das Flurstiick 207 auf 138.000,00 EUR

fur das Flurstiick 271 auf 140,00 EUR.

AZ:3K 107/11
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Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 20. Juni 2012, 12:00 Uhr

im Gerichtsgebiude, Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im

Saal 1, das im Grundbuch von Berkholz-Meyenburg Blatt 0574

eingetragene Grundstiick, Bezeichnung geméif} Bestandsverzeich-

nis:

Ifd. Nr. 10, Gemarkung Berkholz-Meyenburg, Flur 1, Flurstiick
160/13, Gebdude- und Freifliche, ungenutzt, Am
Miihlenberg 23, Grofle 1.005 m?

laut Gutachten: unbebautes Grundstiick, voll erschlossen

Lage: Am Miihlenberg 23, 16303 Berkholz-Meyenburg

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

20.10.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: Flurstiick 160/13 =30.000,00 EUR.

Im Termin am 21.03.2012 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden Rechte
die Hélfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.

AZ:3 K 368/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Mittwoch, 20. Juni 2012, 13:00 Uhr

im Gerichtsgebdude, Klosterstra3e 13, in 15344 Strausberg, im

Saal 1, die im Grundbuch von Berkholz-Meyenburg Blatt 0574

auf den Namen von der Oko-Massiv-Haus Planungs- und Pro-

jektierungs GmbH 1i. Gr. eingetragenen Grundstiicke, Bezeich-

nung gemil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 11, Gemarkung Berkholz-Meyenburg, Flur 1, Flur-
stiick 160/32, Gebdude- und Freifldche ungenutzt,
Am Miihlenberg 24, Grofie 772 m?

Ifd. Nr. 12, Gemarkung Berkholz-Meyenburg, Flur 1, Flur-
stiick 160/33, Gebdude- und Freifliche, ungenutzt,
Am Miihlenberg 25, GroBie 579 m?

laut Gutachten: unbebaute Grundstiicke, voll erschlossen

Lage: Am Miihlenberg 24, 25, 16303 Berkholz-Meyenburg

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

20.10.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Flurstiick 160/32 =27.000,00 EUR

Flurstiick 160/33 = 17.000,00 EUR.

Im Termin am 21.03.2012 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden Rechte
die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.

AZ:3 K 378/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 26. Juni 2012, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebaude, Klosterstralie 13, in 15344 Strausberg, im

Saal 1, das im Grundbuch von Bruchmiihle Blatt 1254 einge-
tragene Grundstiick, Bezeichnung geméafl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Bruchmiihle, Flur 2, Flurstiick 810, Ge-
baude- und Freiflache, Schulstr. 2, Grofle 449 m?
laut Gutachten: bebaut mit Einfamilienwohnhaus als Akzept-
Haus Typ ,,Annemone*, Bj. 2005, Wohnfldche 83,44 m? nicht
unterkellert, DG nicht ausbaubar, mittlere bis gehobene Aus-
stattung
Lage: 15345 Altlandsberg OT Bruchmiihle, Schulstr. 2
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
19.05.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 119.000,00 EUR.

Im Termin am 20.03.2012 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieflich des Kapitalwertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden Rechte
7/10 des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.

AZ:3K 157/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Mittwoch, 4. Juli 2012, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebaude, Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Erbbaugrundbuch von Schwanebeck Blatt 3282
eingetragene Erbbaurecht, Bezeichnung geméll Bestandsver-
zeichnis:
Ifd. Nr. 1,
Erbbaurecht an dem Grundstiick Schwanebeck Blatt 3023 Be-
standverzeichnis 1
Gemarkung Schwanebeck, Flur 1, Flurstiick 1046, Gebdude-
und Freiflache, Neue Karntner Strafle, Grofie 339 m?
eingetragen in Abt. II Nr. 1 auf die Dauer von 99 Jahren seit dem
Tag der Eintragung.
laut Gutachten: nicht unterkellertes Einfamilienhaus als Dop-
pelhaushilfte, Bauj. 2004, Wohnflache 121 m?
Lage: Hohen Tauerner Weg 1, 16341 Panketal OT Schwanebeck
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
24.10.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 150.000,00 EUR.
AZ:3K299/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 4. Juli 2012, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude, Klosterstra3e 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Grundbuch von Eggersdorf b. Strausberg
Blatt 3758 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemif
Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Eggersdorf, Flur 1, Flurstiick 2013,
Gebdude- und Freiflache, Strausberger Strafle 43,
Grofe 1.103 m?
laut Gutachten: Einfamilienhaus mit Einliegerwohnung, ausge-
bautes DG, Bauj. 2006, nicht unterkellert, Wohnfldche ca. 176 m?,
Reparatur- und Instandstezungsbedarf
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Lage: Strausberger Str. 43, 15345 Petershagen/Eggersdorf
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
09.09.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 193.000,00 EUR.
AZ:3 K 369/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 19. Juli 2012, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebaude, Klosterstrafie 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Grundbuch von Prenden Blatt 486 eingetragene
Grundstiick, Bezeichnung gemdf3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Prenden, Flur 3, Flurstiick 156/5, Gebéu-
de- und Freifliche, Wohnen, Utzdorfer StraBe 6 a,
GroBe: 1.254 m?
laut Gutachten: Grundstiick, bebaut mit einem freistehenden
Einfamilienhaus, Baujahr ca. 1968, Massivbauweise, Bunga-
lowstil, teilunterkellert, Doppelgarage, Carport, Stallungen. In
den letzten 10 Jahren Modernisierungen. Trotzdem besteht ein
Instandhaltungsriickstau. In fast allen Rdumen Feuchtigkeits-
schiden.
Lage: Utzdorfer Str. 6 A, 16348 Wandlitz OT Prenden
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
23.06.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 63.000,00 EUR.
AZ:3K216/11

Aufgebotssachen

Amtsgericht Fiirstenwalde

Aufgebot
Die Frau Bérbel Maschler, geb. am 10.07.1961,
Magnus-Poser-Strafie 3, 15517 Fiirstenwalde

Verfahrensbevollméchtigte: Rechtsanwilte Landgraf & Land-
graf, Friedrich-Engels-Stra3e 20,
15517 Fiirstenwalde

hat das Aufgebot zur AusschlieBung der Eigentiimer des Grund-
stiicks Gemarkung Fiirstenwalde/Spree Blatt 3768, Flur 84,
Flurstiick 53 beantragt.
Im Grundbuch sind als Eigentiimer eingetragen:
(1a) Herbert Vetter in Fiirstenwalde/Spree
(1b) Lieselotte Vetter in Fiirstenwalde/Spree
(1c) Gerhard Vetter in Fiirstenwalde/Spree
(1d) Wilhelm Vetter in Berlin-Spandau
(le) Heinz Vetter, geb. am 27.03.1934,
Fiirstenwalde/Spree
(1g) Eberhard Vetter, geb. am 16.10.1938,
Fiirstenwalde/Spree
(1i) Bairbel Maschler, geb. Vetter, geb. am 10.07.1961

-zu la, 1b, 1c, 14, le, 1g, 1i in Erbengemeinschatft fiir 1/2 Anteil -

(1j) Birbel Maschler, geb. Vetter, geb. am 10.07.1961,
Fiirstenwalde/Spree

-zu 1j zu 1/2 Anteil -

Die vorstehend Genannten - aufler Frau Barbel Maschler, geb.
Vetter - sind verstorben.

Die unbekannten Eigentiimer - beziehungsweise ihre Rechtsnach-
folger - werden aufgefordert, spatestens bis zum 19.08.2012 ihre
Rechte anzumelden, da sie sonst mit ihren Rechten ausge-

schlossen werden konnen.

Fiirstenwalde, den 19.03.2012
AZ:8all2/11

Giiterrechtsregistersachen

Amtsgericht Cottbus

Loschung

GR 51-28.02.2012

Eheleute Horst-Jiirgen Helm und Beate Helm

Durch Ehevertrag vom 03.01.2012 ist Giitertrennung aufgeho-
ben.

* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Frankfurt (Oder) wurden in der Landesrechtsdatenbank
BRAVORS, die das Amtsblatt fiir Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne Personenangaben unkenntlich
gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts
wird hiervon nicht beriihrt.


Sandek
Schreibmaschinentext
* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Frankfurt (Oder) wurden in der Landesrechtsdatenbank BRAVORS, die das Amtsblatt für Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne Personenangaben unkenntlich gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts 
wird hiervon nicht berührt.


572 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 15 vom 18. April 2012

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Bekanntmachung iiber die
Ungiiltigkeitserklirung von Dienstausweisen

Polizeiprisidium
Der verloren gegangene Dienstausweis der Bediensteten Mandy

Nitz, Dienstausweisnummer 003813, 1fd. Nr. 5574 der Polizei
des Landes Brandenburg, wird hiermit fiir ungiiltig erklért.

Der durch Verlust abhanden gekommene Dienstausweis von
Carolin Scharmach, Dienstausweis-Nr. 008905, ausgestellt
vom Zentraldienst der Polizei des Landes Brandenburg am
17.10.2007, wird hiermit fiir ungiiltig erklart.

STELLENAUSSCHREIBUNGEN

Humboldt-Universitit zu Berlin - Zentrale Universitéts-
verwaltung, Abteilung fiir Personal und Personalentwicklung,
Referat Tarifbeschiftigte (Referat III B)

Bezeichnung: Universititsverwaltungsamtfrau/
Universititsverwaltungsamtmann
-Bes.Gr.A 11

Besetzbar: zum frithestmdglichen Zeitpunkt

Kennzahl: AN/039/12

Aufgabengebiet: Leitung einer Arbeitsgruppe der Personalstel-
le fiir das wiss. und nichtwiss. Personal im
Arbeitsverhdltnis; Grundsatzfragen im Arbeits-
und Tarifrecht unter Beriicksichtigung der an-
grenzenden Rechtsgebiete mit herausgehobe-
ner Bedeutung; Erarbeiten von Bearbeitungs-
hinweisen fiir die Sachbearbeiter/innen; Ent-
wurf von Arbeitshilfen; Organisation der Ar-
beitsgruppe und Anleitung der Sachbearbei-
ter/innen; Uberwachen der Arbeitsergebnisse;
selbststidndige Bearbeitung bes. schwieriger
Einzelvorgange (bspw. Einspriiche, Vertrags-

und Entgeltverhandlungen, Eingruppierungs-
streitigkeiten, Arbeitspflichtverletzungen und
Abmahnungen, Kiindigungen); Fiithren von
Verhandlungen und Anhrungen; ggf. Vertre-
tung der Referatsleitung

Formale Anforderungen:

Erfiillung der laufbahnrechtlichen Voraussetzungen; die weite-
ren fachlichen und auBerfachlichen Anforderungen sind dem
Anforderungsprofil unter http:/www.personalabteilung.hu-
berlin.de/stellenausschreibungen zu entnehmen

Bewerbungen sind innerhalb von 3 Wochen unter Angabe der
Kennziffer an die Humboldt-Universitit zu Berlin, Abteilung fiir
Personal und Personalentwicklung, I1IB, Unter den Linden 6,
10099 Berlin zu richten.

Zur Sicherung der Gleichstellung sind Bewerbungen qualifizier-
ter Frauen besonders willkommen. Schwerbehinderte Bewer-
ber/innen werden bei gleicher Eignung bevorzugt. Bewerbungen
von Menschen mit Migrationshintergrund sind ausdriicklich
erwiinscht. Da wir Ihre Unterlagen nicht zuriicksenden, bitten
wir Sie, Ihrer Bewerbung nur Kopien beizulegen.

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Gliubigeraufruf

Der Verein Kleingartensparte ,,Lessinggraben e. V.*“ in Teltow-
Sechof mit der VR-Nr.: 234 ist am 11.02.2012 durch die Mit-
gliederversammlung aufgeldst worden.

Die Glaubiger werden aufgefordert, ihre Anspriiche gegen den
Verein bis zum 19. April 2013 bei den nachstehenden Liquida-
toren anzumelden.

Bérbel Vieweg Jorg Gutjahr
Patrizierweg 24 Lessingstrafle 15
14480 Potsdam 14532 Kleinmachnow
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